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Er6ffnung und BegriBung

Konstituierung der 3. Tagung des 6. Stadtparteitages (Tagesordnung, Zeitplan)
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Bericht der Mandatsprifungskommission
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Vorstellung und Wahl einer Vertreterin fir den Landesrat 2019/2020

Antrage

Schlusswort

Vorlaufiger Zeitplan

9:30 Uhr Er6ffnung und BegriBung

9:40 Uhr Konstituierung der 2.Tagung des 6. Stadtparteitages (Tagesordnung, Zeitplan)
9:50 Uhr Rede des Vorsitzenden

10:10 Uhr Einbringung des zweiten Entwurfs des Kommunalwahlprogramms

10:25 Uhr Bericht der Mandatsprufungskommission

10:30 Uhr Antrage zum Kommunalwahlprogramm-Entwurf
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15:30 Uhr Antrage

16:00 Uhr Schlusswort
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G. Geschéftsordnung

Geschaftsordnung

Der Stadtparteitag wahlt in ofener Abstimmung mit einfacher Mehrheit eine Tagungsleitung.
Sie besteht aus mindestens sechs und maximal zehn Delegierten und ist quotiert zu wéhlen.
Sie ist fur die Einhaltung der Geschéftsordnung verantwortlich und bestimmt aus ihrer Mitte
die Versammlungsleiter*innen. Mindestens zur Halfte der Zeit wird der Parteitag von einer
Genossin geleitet.

Die Mandatsprifungs-, Antrags- und Wahlkommission werden in offener Abstimmung mit
einfacher Mehrheit gewabhlt.

Die Mandatsprufungskommission entscheidet iber die Glltigkeit von Delegierungen. Wird in
Ortsverbanden/Zusammenschlissen die Mindestquotierung von 50 % Frauen nicht
eingehalten, bleiben die den Frauen vorbehaltenen Mandate unbesetzt. Liegt der Frauenanteil
bei weniger als 25 Prozent, konnen Ausnahmen anerkannt werden, wenn ein Beschluss des
Ortsverbandes dazu vorliegt. Der Frauenanteil darf bei einer solchen Ausnahme gemaB §10
Abs. 4 der Bundessatzung jedoch nicht unter dem Frauenanteil des Ortsverbandes zum 31.
Dezember des Vorjahres liegen.

Die Mandatsprifungskommission berichtet tber die Beschlussféhigkeit des Parteitages. Sie
ist gegeben, wenn mindestens 50 % der Delegierten Frauen und mehr als 50 % der
Delegierten anwesend sind. Basis fir die Feststellung der Anwesenheit sind die Anmeldelisten
der Mandatsprifungskommission.

Die Wahlkommission besteht aus einer/einem Vorsitzenden, einer/einem Stellvertreter*in
sowie mindestens flinf weiteren Mitgliedern. Zur ordnungsgemaBen Wahldurchfiihrung kann
sie Helfer*innen, die selbst nicht zur Wahl stehen, heranziehen. Mitglieder der
Wahlkommission, die selbst kandidieren, scheiden aus der Wahlkommission aus. Wird in
diesem Fall die Mindestzahl von sieben Mitgliedern der Wahlkommission unterschritten, ist
umgehend durch den Stadtparteitag nachzuwahlen.

Die Antragskommission ist fiir die redaktionelle Uberarbeitung von Antrigen zusténdig und
schlagt dem Stadtparteitag Verfahrensweisen zum Umgang mit Antrégen vor.

Der Ablauf des Stadtparteitages wird nach der beschlossenen Tagesordnung und dem
Zeitplan geregelt. Eine Veranderung der Tagesordnung und des Zeitplanes wahrend des
Stadtparteitages bedarf der Zustimmung von 2 /3 der anwesenden Delegierten. Einen Antrag
auf Abschluss der Debatte kdnnen nur Delegierte stellen, die zu diesem Tagesordnungspunkt
noch nicht gesprochen haben. Vor dieser Abstimmung wird die Redner*innenliste bekannt
gegeben.

Delegierte haben Beschluss- und Rederecht. Teilnehmende Mitglieder der Fraktion DIE LINKE
im Deutschen Bundestag, im Sachsischen Landtag, im Leipziger Stadtrat sowie Mitglieder der
Partei DIE LINKE. Leipzig haben Rederecht.
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G. Geschiftsordnung 5

Die Tagungsleitung erteilt das Wort in der Reihenfolge der schriftlich einzureichenden
Wortmeldungen und unter Beriicksichtigung der Quotierung. Sie kann auch Gasten das Wort
erteilen. Die Redezeit fir jeden Diskussionsbeitrag betragt funf Minuten. Wird eine
Verlangerung der Redezeit gewlnscht, entscheidet darliber der Stadtparteitag mit einfacher
Mehrheit. Innerhalb einer Debatte kann niemand mehr als zweimal das Wort erhalten.

Dringlichkeits- oder Initiativantrage konnen unmittelbar zum Stadtparteitag eingebracht
werden. Dringlichkeitsantrége sind Antrage, deren Gegenstand sich erst nach dem
beschlossenen Antragsschluss des Stadtparteitages ergeben hat. Die Dringlichkeit ist zu
begriinden. Initiativantréage sind Antrage, die sich unmittelbar aus dem Verlauf des
Stadtparteitages ergeben. Sie bedurfen der schriftlichen Unterstiitzung von 15 Delegierten.
Zur Begrindung des Antrages erhalten die Antragsteller*innen das Wort. Die Redezeit betragt
drei Minuten. Vor der Abstimmung Uber einen Antrag kann ein/e Redner*in dagegen und
eine/r dafiir sprechen. Die Redezeit betragt zwei Minuten. Uber den Antrag entscheidet der
Stadtparteitag mit einfacher Mehrheit. Delegierte konnen nach einer Abstimmung oder einer
Wahl personliche Erklarungen abgeben. Die Redezeit dafiir betragt eine Minute. Bei Antragen
auf eine begrenzte Debatte sind Inhalt und Zeitumfang vorzuschlagen.

Antrage zur Geschaftsordnung kdnnen durch Delegierte mundlich gestellt werden. Das Wort
dazu wird auBerhalb der Reihenfolge der Diskussionsredner/innen erteilt. Vor der
Abstimmung besteht die Mdglichkeit zundchst einer Gegen- und anschlieBend einer Fiurrede.
Ein weiterer Geschaftsordnungsantrag ist erst nach Abschluss der Behandlung des
urspriinglichen Geschaftsordnungsantrages zuléssig.

Beschliisse werden, sofern nichts anderes vorgeschrieben, mit einfacher Mehrheit der
anwesenden Delegierten gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Die
Abstimmung erfolgt durch das Heben der Delegiertenkarte.

Nach Referaten, Berichten und Diskussionsbeitragen kénnen bis zu drei Nachfragen zu je
einer Minute gestellt werden. Jede Nachfrage darf mit einer Redezeit von zwei Minuten
beantwortet werden.

Das Ergebnisprotokoll des Stadtparteitages ist den Delegierten spatestens drei Wochen nach
der Tagung zu Ubermitteln und den Mitgliedern des Stadtverbandes in geeigneter Weise
zuganglich zu machen.
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1 Wahlordnung

2 1. In geheimer Wahl werden gewahlt:
3 ¢ die/der Vorsitzende des Stadtverbandes
4 e die zwei Stellvertreter*innen der/des Vorsitzenden
5 » die/der Schatzmeister*in
6 * die weiteren Mitglieder des Stadtvorstandes
7 * die Mitglieder der Finanzrevisionskommission
8 * die Delegierten zum Landes- und Bundesparteitag
9 * die Vertreter*innen fur den Landesrat
10 . Wahlberechtigt sind die Delegierten zum 6. Stadtparteitag der Partei DIE LINKE. Leipzig.
11 Die Aufstellung der Kandidierendenliste erfolgt durch die Tagungsleitung. Alle Delegierten
12 haben das Recht, sich selbst oder andere teilnehmende Mitglieder des Stadtverbandes
13 Leipzig der Partei DIE LINKE fur die Kandidatur vorzuschlagen. Uber den Abschluss von
14 Kandidierendenlisten entscheidet nach Antrag der Tagungsleitung die Versammlung mit
15 einfacher Mehrheit.
16 Die Delegierten haben das Recht, Fragen an die Kandidierenden zu stellen, die
17 Kandidierendenvorschlage zu unterstitzen oder Einwande zu erheben.
18 Kénnen Kandidierende nicht selbst anwesend sein, muss ihre Bewerbung schriftlich
19 vorliegen. In diesem Fall kdnnen Fragen durch eine Person des Vertrauens beantwortet
20 werden. Jede Nachfrage darf mit einer Redezeit von zwei Minuten beantwortet werden.
21 Uber die parallele Durchfiihrung von Wahlgangen zu unterschiedlichen Parteidmtern und
22 Mandaten entscheidet die Versammlung auf Vorschlag der Wabhlleiterin bzw. des Wahlleiters.
23 . Zur Realisierung der Geschlechterquotierung ist zunachst ein erster Wahlgang ausschlieBlich
24 fur Kandidatinnen durchzufiihren. In einem zweiten allgemeinen Wahlgang, der fir alle
25 Kandidierenden offen ist, werden dann die restlichen Mandate vergeben. Als gewahlt gelten
26 die Kandidierenden mit den meisten Stimmen.
27 . Zur Wahl von Ersatzdelegierten finden keine gesonderten Wahlgénge statt. Als Ersatz-
28 delegierte sind alle weiteren Bewerber/innen in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl gewahlt.
29 Die Position als Nachruckerin auf der Frauenliste berlhrt nicht das Recht auf der
30 gemischten Liste anzutreten.
31 Bei Stimmengleichheit ist eine Stichwahl notwendig, wenn es um den jeweils letzten zu
32 vergebenden Platz geht.
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W. Wahlordnung

Fir die Wahl zum Stadtvorstand gilt eine Jugendquote, welche zwei Mitglieder umfasst. Fur
die Delegiertenwahlen fir Landes- und Bundesparteitag gilt eine Jugendquote von 20 %.
Jugendliche in diesem Sinne sind Mitglieder, die das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben. Innerhalb dieser Jugendquote muss die Geschlechterquotierung eingehalten werden.

Die Delegierten verflgen bei jeder Wahl Gber so viele Stimmen, wie zu vergebende Platze
vorhanden sind. Es mussen nicht alle Stimmen ausgeschopft werden.

Bei der Wahl der/des Vorsitzenden gilt die/derjenige als gewahlt, die/der mehr als 50
Prozent der Stimmen der anwesenden Delegierten erhélt. Sollte im ersten Wahlgang
niemand die absolute Mehrheit erhalten, gehen die beiden bestplatzierten Kandidat*innen
in einen zweiten Wahlgang. Gewahlt ist dann, wer die meisten Stimmen erhalt. Bei
Stimmengleichheit finden weitere Wahlgange statt. Die Wahl der Stellvertreter*innen und
des/der Schatzmeister*in erfolgt nach dem gleichen Verfahren.

Die Wahl wird durch die vom Stadtparteitag gewéhlte Wahlkommission geleitet. Uber jede
durchgefihrte Wahl fertigt die Wahlkommission ein Protokoll an. Wahlleiter /Wahlleiterin,
zwei Mitglieder der Wahlkommission und einem Vertreter der Versammlungsleitung
unterzeichnen es. Die Wahlergebnisse sind in geeigneter Form zu veroffentlichen.
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Die Stadt gehort allen!
Programmentwurf der Partei DIE LINKE. Leipzig fiir die Kommunalwahl 2019

Stand vom 09.01.2019

Einreicher: Stadtvorstand DIE LINKE. Leipzig (Ergédnzungen zur Version von 3.10.2018 sind fett.)

Praambel
Liebe Leipzigerinnen, liebe Leipziger,'

am 26. Mai 2019 finden die Wahlen zum Leipziger Stadtrat und zu den Ortschaftsraten statt. Sie
haben damit erneut die Chance, darliber zu entscheiden, wie sich unsere Stadt in den ndchsten
Jahren entwickelt. DIE LINKE ist eine alternative, burgernahe Gestaltungspartei mit Ratsmitgliedern,
die aus der Mitte der Stadtgesellschaft kommen und die Anliegen der Birgerinnen und Biirger
genau kennen. Mit diesem Anspruch laden wir Sie herzlich ein, das vorliegende Wahlprogramm
kritisch zu prifen und mit uns gemeinsam die Zukunft Leipzigs zu gestalten. Unsere Vorstellungen
fur eine soziale und solidarische Stadt im dritten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts griinden auf einem
realistischen und finanzierbaren Konzept. Unsere humanistischen Werte sind soziale Gerechtigkeit,
Selbstbestimmung, solidarisches Miteinander, Weltoffenheit und 6kologische Nachhaltigkeit. Auf
dieser Grundlage unterbreitet DIE LINKE ein in sich geschlossenes, in die Zukunft weisendes
Wahlprogramm, das die Herausforderungen, vor denen die Stadt Leipzig insgesamt steht, in den
Blick nimmt und Losungen anbietet. Ihre Stimme flr unsere Partei lohnt sich. Unsere Bilanz der
jetzt zu Ende gehenden Wahlperiode von 2014-2019 kann sich sehen lassen: mit mehr als 130
Antragen und nahezu 300 Anfragen ist die Linksfraktion die aktivste im Leipziger Stadtrat. Mit
vielfaltigen Initiativen haben wir uns flr eine soziale, demokratische, kulturelle und nachhaltige
Entwicklung Leipzigs stark gemacht. Zu einem unserer groBten Erfolge gehort sicherlich der Stopp
der Preisspirale fiir den OPNV in Leipzig. Dank unserer Initiative werden die Ticketpreise in den
Jahren 2019 und 2020 stabil bleiben. Im Zusammenwirken mit unseren beiden Birgermeistern
konnten wir viele Vorhaben erfolgreich umsetzen, wie z. B. die weitere Sanierung der Musikalischen
Komddie, den Ausbau von Sportstatten und den Erhalt 6ffentlichen Eigentums. Wir haben uns
erfolgreich fir den Stopp des Verkaufs kommunaler Liegenschaften zur Haushaltsanierung
eingesetzt. Ohne uns wiirde es weder eine Gastetaxe als sozial vertragliche Einnahmequelle fir die
Stadt noch zusatzlich 100 Millionen Euro fir Schulbau geben. Zu unseren wichtigen in der zu Ende
gehenden Wahlperiode energisch verfochtenen Anliegen zéhlte der Birgerentscheid zum Einheits-
und Freiheitsdenkmal oder die rechtliche Gleichstellung der Stadtbezirksbeirdte gegenlber den
Ortschaftsraten. Leider gelang es nicht, im Stadtrat dafiir fraktionslibergreifend die erforderlichen
politischen Mehrheiten zu mobilisieren.

1 Auch wenn wir im Text von ,Leipzigerinnen und Leipzigern® oder ,,Erzieherinnen und Erziehern“ usw. schreiben,
erkennen wir selbstverstandlich alle anderen Geschlechter, die sich nicht in das vorherrschende gesellschaftliche
Modell der zwei Geschlechter ,Frau“ und ,Mann® einordnen, an. Im Sinne der besseren Lesbarkeit im Wahlprogramm
haben wir uns flr die obige Schreibweise entschieden.
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In der nachsten Wahlperiode bleibt fir eine starke LINKE viel zu tun, denn die oft geduBerte
Feststellung, Leipzig sei eine wachsende Stadt, appelliert an ein Lebensgefihl, ist aber noch kein
politisches Konzept. Das rasante Wachstum Leipzigs bringt namlich auch gravierende Probleme mit
sich, insbesondere beim Ausbau der sozialen und kommunalen Infrastruktur wie Kita, Offentlicher
Personennahverkehr (OPNV), Schulen, StraBenerhaltung, Verwaltung, Wohnungen usw. Parallel
steht Leipzig vor gesamtgesellschaftlichen Herausforderungen wie der Integration von Geflichteten,
den auch 30 Jahre nach der Wende splrbaren Unterschieden zwischen Ost und West, der
zunehmenden Aushohlung der Demokratie oder der fortschreitenden Digitalisierung. Auch in
Leipzig spuren viele Menschen, die Verhaltnisse im neoliberalen Kapitalismus werden rauer.
Ohnmachtsgeflihle und Ratlosigkeit auf der einen, Wut und Aggressionen auf der anderen Seite,
nehmen in Teilen der Stadtgesellschaft zu. Dieser Stimmungswandel wird von volkisch-autoritdren
Kraften aufgegriffen und instrumentalisiert, ein politischer Rechtsruck ist die Folge. Damit steht DIE
LINKE als antifaschistische Partei, die allen Formen von Antisemitismus, Auslanderfeindlichkeit,
Demokratieverachtung, Homophobie, Neonazismus und Rassismus konsequent entgegentritt, vor
groBen Herausforderungen.

Mit dem wirtschaftlichen Aufschwung der letzten Jahre und dem damit verbundenen Riickgang der
Arbeitslosigkeit gewann Leipzig weit Gber die Landesgrenzen enorm an Attraktivitét - nicht nur der
Zuzug und der damit verbundene massive Bevolkerungsanstieg zeugen davon. Doch nicht alle
haben in gleichem MaBe von dieser positiven Entwicklung profitiert. Viele Menschen, darunter auch
zahlreiche Alleinerziehende, leben nach wie vor unter prekaren Bedingungen. Die Einkommen der
meisten Leipzigerinnen und Leipziger hinken immer noch deutlich vergleichbaren Stadten im
Westen hinterher; Leipzig ist die bundesdeutsche GroBstadt mit der zweithochsten
Armutsquote (ca. 22 Prozent der Bevolkerung). Dariiber hinaus arbeitet rund ein Drittel der
sozialversicherungspflichtig Beschaftigten - davon ein GroBteil Frauen - im Niedriglohnsektor.
Kinderarmut und ansteigende Altersarmut sind bittere Realitat in unserer Stadt.

DIE LINKE kdmpft energisch fir eine angemessene Wurdigung der Lebensleistung aller Menschen -
nicht nur in Worten, sondern tatsachlich fir jedermann erreichbar und tberprifbar. Die soziale
Spaltung der Stadtgesellschaft und deren aktive Bekdmpfung ist das zentrale Thema fir uns. Hier
setzt unsere Politik an. Dabei wissen wir, dass die finanzielle Basis Leipzigs begrenzt und weiterhin
sehr stark von den Rahmenbedingungen in der EU, im Bund und im Land abhéngig ist. Um eine
zukunftsfahige Infrastruktur und die kommunale Daseinsvorsorge auch fur die folgenden
Generationen zu gewabhrleisten, sind daher sowohl Verdnderungen dieser Finanzbeziehungen als
auch der stadtischen Haushaltspolitik notwendig. Insbesondere die einseitige Entschuldungspolitik
durch die Rathausspitze muss aufgegeben und in der Investitionspolitik erheblich umgesteuert
werden, um diese Ziele zu erreichen.

Dieses Kommunalwahlprogramm versteht sich nicht nur als Wahl-, sondern auch als
Arbeitsprogramm der Fraktion DIE LINKE im neuen Stadtrat. Es orientiert sich an der sozialen
Teilhabe und am weiteren Fortschritt der Lebensqualitat fur alle Leipzigerinnen und Leipziger. Es ist
ebenso realistisch wie anspruchsvoll und wendet sich ausdriicklich auch an die Menschen, denen
nach vielen unbefriedigenden Entwicklungen der letzten Jahre der Schwung eines lohnenden
Engagements und der Mut zu herangereiften Veranderungen zuriickgegeben werden soll. Denn die
Stadt gehort allen!
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1. Fiir eine sozial-0kologische Wirtschaft und gute Arbeit

Linke Kommunalpolitik kann auch auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik wichtige Impulse geben
und Weichen zum notwendigen Umsteuern stellen. Die wesentlichen politischen Entscheidungen
fallen jedoch auf der Landes-, Bundes- und europapolitischen Ebene. Aber wir kénnen den
kommunalpolitischen Handlungsspielraum nutzen, um in unserer Stadt andere politische
Entscheidungen zu treffen.

Die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplatzen, der Kampf um eine andere Verteilung des
gesellschaftlichen Reichtums, um gute Arbeitsbedingungen, armutsfeste Lohne und Renten wird vor
allem durch die Erwerbstatigen selbst und ihre Gewerkschaften vorangetrieben.

Trotz des deutlichen Riickgangs bei den offiziellen Arbeitslosenzahlen in Leipzig beeintrachtigen
Leiharbeit, befristete Arbeitsverhaltnisse und unfreiwillige Teilzeitarbeit die Einkommenssituation,
die materielle Absicherung und Lebensplanung der Betroffenen. Und dies schwacht auch die
Kaufkraft und das Steueraufkommen.

1.1.  Gute Arbeit - gute Lohne, qualifizierte und zukunftsfiahige Ausbildung, prekéare
Beschaftigung zuriickdrangen

Um unsichere Arbeitsverhaltnisse zurlickzudrangen und die Beschaftigung im Niedriglohnsektor zu
reduzieren, kommt der Stadt Leipzig und ihren Eigenbetrieben und Unternehmen eine besondere
Rolle zu. Zum einen fir die dort Beschéftigten, zum anderen als wichtiger Auftraggeber im
regionalen Wirtschaftskreislauf kann sie direkt fur diese Ziele tatig werden bzw. mittelbar deren
Durchsetzung zu einem Kriterium machen.

Deshalb setzen wir uns ein fur:

e die strikte Einhaltung geltender Tarifvertrage fur alle Betriebe und Beteiligungen der Stadt,
auch bei ,Tochter“- und ,,Enkel“-Unternehmen

e cine Tarifbindung, wo sie noch nicht existiert

e die Ersetzung von Leiharbeit und befristeten Arbeitsvertragen ohne Sachgrund durch
regulare Arbeitsverhéltnisse; Teilzeitbeschéftigten ist die Rickkehr in
Vollzeitarbeitsverhaltnisse zu ermdéglichen

e den Erhalt und Ausbau der Ausbildungsplatze bei der Stadt, ihren Eigenbetrieben und den
kommunalen Gesellschaften

e die Bildung eines Ausbildungsverbunds der Stadt, der kommunalen Eigenbetriebe und
Gesellschaften fur die Ausbildung in Kammerberufen

e die Forderung der Zusammenarbeit mit kleinen Unternehmen in der Stadt in der
Berufsausbildung

e Chancengleichheit bei der Vergabe von geeigneten Ausbildungsplatzen fir Abgénger aller
Schulformen

e die Entwicklung eines Leipziger Gutesiegels ,,Faire Arbeit - faire Ausbildung® mit den
Kammern und Gewerkschaften

e die Schaffung eines oOffentlich geforderten Beschéaftigungssektors mit
sozialversicherungspflichtigen und tariflich abgesicherten Arbeitsplatzen, unter
Einbeziehung des Kommunalen Eigenbetriebs Engelsdorf

e die konsequente Nutzung von Mitteln aus dem Programm ,,JobPerspektive Sachsen® fur die
Qualifizierung von Langzeitarbeitslosen mit dem Ziel der Integration in den Arbeitsmarkt
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die Entsendung von Mitgliedern des Stadtrats in die Tragerversammlung des Jobcenters zur
starkeren Einbindung in die Verantwortung fir dieses Politikfeld

die Einhaltung aller Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) bei
offentlichen Auftragen

die Berticksichtigung samtlicher Kosten wahrend der kompletten Nutzungsdauer des
Produkts oder Dienstleistungen und die Verpflichtung der Bieterinnen und Bieter,
anerkannte Umwelt-Gitezeichen vorzulegen.

Wirtschaftliche Entwicklung stabilisieren und fiir alle nutzen

Wir wollen, dass die Ergebnisse wirtschaftlicher Tatigkeit dazu dienen, die Teilhabe aller am
gesellschaftlichen Leben zu ermdglichen und der Stadt die notwendigen Einnahmen fiir die
Erfullung ihrer Aufgaben zur Verfligung zu stellen. Dazu soll die eigene Wirtschaftskraft gestarkt
werden. Zu ihrer Zukunftsfahigkeit gehdren qualifizierte Bildung, Ausbildung und Weiterbildung und
eine leistungsfahige Daseinsvorsorge ebenso wie die 6ffentliche Infrastruktur und Verwaltung.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

die Entwicklung der Kooperation vor allem in der Region Leipzig-Halle-Jena-Gera und die
Starkung dieser Metropolregion Mitteldeutschland

eine Vereinbarung mit allen Beteiligten in der Region Uber gemeinsame 6kologische und
soziale Kriterien z. B. bei kunftigen Neuansiedlungen

die regelmaBige Uberpriifung der bisher praktizierten Netzwerk-Strategie (Cluster),
insbesondere unter dem Aspekt, was sie zur Starkung lokal und regional verankerter
Unternehmen und Betriebe beitragt

Kooperationsvereinbarungen in den Clustern Energie und Umwelttechnik,
Gesundheitswirtschaft und Medien- und Kreativwirtschaft zwischen wissenschaftlichen
Einrichtungen und ortsanséassigen Betrieben, insbesondere kommunalen Unternehmen auf
dem Gebiet der Forschung und Entwicklung

eine Vergabepolitik der Leipziger Stiftung fur Innovation und Technologietransfer die
starker dkologische und soziale Nachhaltigkeit fordert

die gezielte Forderung neuer Betriebe, vor allem auf genossenschaftlicher Grundlage, durch
Beratung und die Vergabe von Zuschissen und Krediten

die Forderung des regionalen Mittelstandes durch die Bildung von kleineren LosgroBen bei
Investitionen und Auftragsvergaben (gewerkebezogene Fachlosvergabe)

die Abwicklung offentlicher Auftrage durch die Verwaltung; diese muss so organisiert
werden, dass kleinere Betriebe nicht in Zahlungsschwierigkeiten geraten

die Unterstutzung von Betriebstibernahmen vor allem im Handwerk durch fachlich geeignete
Nachwuchskrafte; notwendige Nachqualifizierungen werden durch die Wirtschaftsforderung
in Zusammenarbeit mit den Kammern gefordert

die Einhaltung sozialer und 6kologischer Kriterien bei der Forderung von
Unternehmensansiedlungen

die ausschlieBlich friedliche Nutzung des Flughafens Leipzig/Halle und ein generelles
Nachtflugverbot.
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1.3. Solide kommunale Unternehmen als Garanten zuverldssiger Infrastruktur und
Daseinsvorsorge

Leistungsfahige kommunale Unternehmen sind Garanten einer zuverlassigen 6ffentlichen
Infrastruktur und der Daseinsvorsorge. Die in der kommunalen Management-Holding Leipziger
Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft (LVV) zusammengefassten drei Unternehmen Leipziger
Stadtwerke, Leipziger Verkehrsbetriebe und Leipziger Wasserwerke sowie die Leipziger
Wohnungsbaugesellschaft (LWB) und die Stadtreinigung Leipzig ermdglichen auch fir die Zukunft
Versorgungssicherheit in den Bereichen Wohnen, Energie, Wasser, Abwasser, Abfallentsorgung und
Verkehr. Wir erwarten bei der Erfillung dieser Aufgaben Ressourcenschonung durch Minimierung
von Rohstoff- und Energieeinsatz und die Verwendung nachwachsender Rohstoffe und erneuerbarer
Energien.

Wir stehen deshalb weiterhin fir den Erhalt und den Ausbau kommunalen Eigentums, der
offentlichen Infrastruktur und der Daseinsvorsorge.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

e die Rekommunalisierung (teil)privatisierter Unternehmen und Einrichtungen, die fir
die offentliche Infrastruktur von Bedeutung sind, wie zum Beispiel Abfalllogistik Leipzig

e Investitionen in die Infrastruktur der Stadt in 6ffentlicher Hand; Offentlich-Private
Partnerschaften lehnen wir ab.

1.4. Zukunft finanzieren durch solides Haushalten

Untrennbar verknlpft mit der wachsenden GroBstadt sind die von der Verwaltung bisher nicht
bezifferbaren finanziellen Herausforderungen, darunter der Abbau des milliardenschweren
Investitionsstaus. Dieser umfasst allein bei den Stadt-, Wasser - und Verkehrsbetrieben ein
geschatztes Volumen von 3,6 Mrd. Euro bis 2030. Nicht nur darum wird Leipzig seine Finanzpolitik
entscheidend andern mussen. Ein weiterer Grund: zwar stiegen in den letzten Jahren (2012-2016)
die Steuereinnahmen um ca. 185 Mio. Euro auf ca. 604 Mio. Euro, allerdings wuchsen die
Aufwendungen im Vergleichszeitraum mit 265 Mio. Euro erheblich schneller. Damit wird Leipzig
auch in Zukunft von steigenden finanziellen Transferleistungen abhéngig bleiben.

Unverzichtbar sind deshalb radikale Anderungen in der Zuweisungspolitik des Freistaates Sachsen
an die Kommunen. Es ist z. B. nicht hinzunehmen, dass seit Jahren das Land die Férdermittel der
Europaischen Union fiir die Stadtentwicklung sowie die Bundeszuweisungen fir den Nahverkehr
und fur den Ausbau von Kindertagesstatten nur gekirzt an die Kommunen weiterreicht; in den
vergangenen Jahren wurden durchschnittlich weniger als 10 Prozent der Kitabauinvestitionen durch
Fordermittel abgedeckt. Leipzig muss alle Kréfte einsetzen, um zu verhindern, dass der Freistaat
auf Kosten der Kommunen seinen Entschuldungskurs fortsetzt und sich auch auf Kosten des
Haushaltes der Stadt saniert.

Sofern Bund und Land ihrer Aufgabe der ausreichenden Finanzierung der Kommunen weiterhin
nicht nachkommen, muss zugleich die Verwaltungsspitze ihre kurzsichtige Entschuldungspolitik
hinsichtlich der beschlossenen und kiinftig notwendigen Investitionen u.a. in Schulen, Kitas und
offentlichen Nahverkehr aufgeben. Diese fihrte und fiihrt zur Bevorzugung von Investorenmodellen
mit unkindbaren 25-jadhrigen Mietvertragen beispielsweise im Kitabau und damit zwangslaufig zu
Kosten bis in dreifacher Hohe im Vergleich zum Eigenbau. Hier fordern wir eine grundsatzliche
Kurskorrektur der Verwaltung fur mehr Generationengerechtigkeit. Dabei ist besonders wichtig,
dass in der Verwaltung die Voraussetzungen geschaffen werden, nicht nur wie bisher jahrliche
Investitionen in Hohe von etwa 180 Mio. Euro, sondern ein geplantes Investitionsvolumen von
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durchschnittlich 250 Mill. Euro (Haushalt 2017 /18) zuzuglich der nicht umgesetzten Investitionen
aus den Vorjahren in Hohe von 300 Mill. Euro zu realisieren. Daflr fordern wir ausreichendes
Personal und zukunftsfahige Strukturen. Nur so ist solide Haushaltspolitik moglich, an der wir auch
klnftig festhalten.

Deshalb setzen wir uns ein fur:

e die Neuordnung der Finanzbeziehungen zwischen Bund, Landern und Kommunen mit dem
geltenden Grundsatz: wird eine Leistung durch den Gesetzgeber bei der Kommune bestellt,
ist diese von dort im vollen Umfang zu bezahlen

e eine transparente stadtische Haushaltspolitik unter aktiver Mitwirkung der Blrgerschaft, z.
B. durch Einflihrung eines tatsachlichen Blrgerhaushaltes

e den Vorrang der Eigeninvestition vor Investorenmodellen mit langfristigen, unkiindbaren
Mietvertragen; Investitionen durch Dritte nur im begriindeten Ausnahmefall

e die Einfihrung eines dezernats- und amtertbergreifenden Fordermittelmanagements, um
dringend bendtigte zusatzliche Einnahmen zu generieren und die Vergabe der knappen
Mittel strategisch sinnvoll und effektiv zu gestalten

e den vehementen Einsatz der Verwaltungsspitze, unter Ausschdpfung aller rechtlichen
Moglichkeiten, fur eine gerechte Mittelzuweisung des Freistaates Sachsen an Leipzig

e eine Investitionspolitik und ihre EinzelmaBnahmen, die durch die notwendigen personellen
und strukturellen Voraussetzungen auch umgesetzt werden kann; das schlieBt verlassliche
Planzahlen fir die Hohe der Investitionen ein.

2. Fiir soziale Gerechtigkeit und selbstbestimmtes Leben

Fir DIE LINKE gehort der Kampf um soziale Gerechtigkeit und ein selbstbestimmtes Leben zu den
unverwechselbaren Grundwerten. Trotz des wirtschaftlichen Aufschwungs der letzten Jahre ist
Leipzig im bundesweiten Vergleich weiterhin eine Armutshochburg, viele Menschen leben hier unter
prekdren Bedingungen. Die soziale Spaltung der Stadtgesellschaft vertieft sich laut dem Leipziger
Sozialreport 2017. Damit untrennbar verknupft sind Folgewirkungen wie beispielsweise die
kontinuierlich steigenden Ausgaben fir die Hilfen zur Erziehung. Signifikant ist auch der direkte
Zusammenhang zwischen einer hohen Quote an Kinderarmut, Arbeitslosigkeit und
Einkommensarmut mit dem deutlich geringen Anteil fiir gymnasiale Bildungsempfehlungen. Nach
Instrumenten und Handlungskonzepten zur Gegensteuerung sucht man oft vergeblich, wobei wir
wissen, dass die sozialpolitischen Gestaltungsmaoglichkeiten durch die vorherrschende neoliberale
Bundes- und Landespolitik begrenzt sind. Gerade deshalb brauchen wir in Leipzig eine nachhaltige
Sozialpolitik, die den Anforderungen einer wachsenden Stadt gerecht wird und insbesondere freie
Tréager angemessen fordert.

2.1. Stadtgesellschaft sozial und gerecht

Aktive kommunale Sozialpolitik muss sich an alle Leipzigerinnen und Leipziger richten und sie so in
das Streben nach einer solidarischen und inklusiven Stadtgesellschaft einbeziehen. In diesem
umfassenden Sinne verstehen wir Sozialpolitik nicht bloB als Reparaturbereich fiir prekare
Lebenslagen, Existenzndte oder soziale Konflikte. Auch wer Uber ein gutes Einkommen verfuigt, darf
sich nicht abschotten und sollte an einer Stadt interessiert sein, die endlich das Stigma der
sachsischen Armutshauptstadt ablegen kann.
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Die LINKE tritt vor allem fiir Menschen ein, die gegenwartig am Rande unserer Gesellschaft leben
mussen und deren Lage sich in den letzten Jahren nicht oder kaum verbessert hat. Wesentlich dafir
verantwortlich sind nach wie vor die unséglichen Hartz IV-Regelungen, die dringend abgeschafft
werden muissen, auch wenn das nur per Bundesgesetz geht. Viele der Betroffenen haben sich
zuriickgezogen. Wir mochten gerade diese Menschen ermutigen, ihre Resignation zu iberwinden,
um den Druck fur notwendige politische Verdnderungen zu erhdhen.

Es ist unlbersehbar: die Zahl der in Leipzig lebenden Migrantinnen und Migranten wachst. Nicht
nur Geflichtete, sondern vor allem Menschen aus EU-Staaten und Familienangehdrige von bereits
hier lebenden Migrantinnen und Migranten finden den Weg, um in unserer zunehmend bunteren
Stadt zu leben. Diese Entwicklung stellt sowohl Chance als Herausforderung dar. Migrantinnen und
Migranten sind in vielen Féllen starker von Armut, Benachteiligung und Diskriminierung betroffen.
Ziel muss es sein, Barrieren und Hemmnisse abzubauen und ein friedliches, vielfaltiges
Zusammenleben aller Menschen in der Stadt zu ermdglichen.

Wir setzen uns deshalb ein fir:

e einen vom Freistaat Sachsen zu finanzierenden gerechten Soziallastenausgleich zwischen
den Regionen und Kommunen zur Uberwindung der finanziellen Benachteiligung der Stadt
Leipzig, insbesondere gegenuber der Landeshauptstadt Dresden

e bezahlbare Versorgung (Strom, Gas, Heizung, Wasser usw.) auch fiir einkommensschwache
Haushalte

e eine Anhebung der Sockelfinanzierung und automatische Steigerung des Budgets fir freie
Trager im Sozialbereich, insbesondere zur tarifgerechten Entlohnung der Beschaftigten und
zur Bekédmpfung des Niedriglohnsektors

e Sicherung und weitere Ausgestaltung des Leistungsangebotes des Leipzig-Passes, u. a.
dessen Ausweitung auf Menschen im Niedriglohnbereich

e die jahrliche Dynamisierung der Richtwerte bei den Kosten der Unterkunft (KdU) fur SGBII-
Betroffene sowie Bezieherinnen und Bezieher von Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung zur Vermeidung von Zwangsumzigen und Sozialgerichtsklagen

e die Weiterentwicklung des Sozialreports zu einer Sozialberichterstattung mit konkreter
Handlungs- und Zielperspektive fur die Sozialpolitik

e Verbesserung der sozialen Integration der Geflichteten in die Stadtgesellschaft durch mehr
dezentrale Sozialarbeit

e eine interkulturelle und familienspezifische Offnung der stadtischen Behdrden,
Eigenbetriebe und Beteiligungsunternehmen durch regelmaBige verpflichtende
Fortbildungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie entsprechende
Einstellungskriterien in der Stadtverwaltung (Fremdsprachenkenntnisse usw.).

2.2. Unsere Zukunft - Kinder und Jugendliche

Leipzig muss seinem selbst gewahlten Anspruch, eine kinder- und jugendfreundliche Stadt zu sein,
noch offensiver Rechnung tragen. Sehr erfreulich ist, dass seit Jahren deutlich mehr Kinder geboren
werden und junge Familien verstarkt ihren Wohnsitz in Leipzig nehmen. Daraus erwachsen unserer
Stadt jedoch vielféltige Herausforderungen, die in ihrer ganzen Vielfalt erkannt und bewaltigt
werden muissen. Unser Anspruch ist es, allen Kindern und Jugendlichen unabhéngig von der
Einkommens- und Vermdgenslage der Eltern eine gute Perspektive in unserer Heimatstadt zu
geben. Das ist gegenwartig aber leider fiir viele noch nicht gegeben; fast ein Viertel der Kinder sind
unmittelbar von Armut betroffen. Fir uns sind Kinder und Jugendliche sowohl Gegenwart als auch
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Zukunft der Stadtgesellschaft. Jedes Kind hat ein Recht, sich seinen Bedurfnissen, Fahigkeiten und
Interessen entsprechend zu entwickeln.

2.2.1. Eine gute Kita-Betreuung fiir alle Kinder

Vor dem Hintergrund des Rechtsanspruchs auf einen Kindertagesstattenplatz fur Kinder ab dem
vollendeten ersten Lebensjahr ist ein bedarfsgerechtes und qualitativ hochwertiges Angebot an
Platzen ein wichtiges Kriterium fir eine kinder- und familienfreundliche Stadt. Kitas leisten einen
wesentlichen Beitrag zur frihkindlichen Bildung, Erziehung und Betreuung und zur Vereinbarkeit von
Familie und Beruf. Trotz groBer Anstrengungen in der Stadt beim Kitaplatzausbau konnten die
Versaumnisse der vergangenen Jahre bis jetzt nicht kompensiert werden. Es bleibt deshalb auch
aufgrund der seit Jahren steigenden Geburtenzahlen vordringliche Aufgabe, weitere Platze zu
schaffen. Um die Qualitatsentwicklung systematisch umsetzen zu kénnen und vergleichbare
Bildungschancen fir alle Kinder zu gewahren, ist es zudem erforderlich, die personellen
Rahmenbedingungen wesentlich zu verbessern.

Deshalb setzen wir uns ein fur:

e die Realisierung des Rechtsanspruchs auf einen Kita-Platz fur jedes Kind bis zur Einschulung
und die Einfihrung des Rechtsanspruchs auf einen Hortplatz wahrend des
Grundschulbesuches

e die Gewahrleistung des Wunsch- und Wahlrechtes der Eltern bei der Kitaplatzsuche, im
Hinblick auf verschiedene padagogische Konzepte und eine wohn- oder arbeitsortnahe
Versorgung

e die Realisierung der kostenfreien Kita-Betreuung fir alle Kinder bei Kostenausgleich durch
den Freistaat Sachsen

e die besondere Forderung benachteiligter Kinder und Jugendlicher zum Beispiel durch die
Ermdglichung kostenfreier, gesunder Mittagessenversorgung

e den weiteren gezielten Abbau des Investitionsstaus in zahlreichen Einrichtungen unter
Nutzung von Férderprogrammen

e mehr neue Einrichtungen als bisher in staddtischer Verantwortung, um mittel- und langfristig
den Haushalt der Stadt weniger zu belasten

e die weitere Verbesserung der Kita-Platzvergabe Uber das Elternportal - die Vergabe muss
transparent, gerecht und nachvollziehbar erfolgen

e die Ausweitung von Bemihungen, gefliichtete Kinder durch niedrigschwellige
Einstiegsangebote und Sensibilisierung der Eltern stérker in die Kitabetreuung zu integrieren

e die Verbesserung der Rahmenbedingungen fur Bildung, Erziehung und Betreuung durch
kleinere Gruppen, einen deutlich verbesserten Betreuungsschlissel und die Anrechnung von
Vor- und Nachbereitungszeiten fur alle Erzieherinnen und Erzieher

e den weiteren Ausbau von Kindertagesstatten zu Kinder- und Familienzentren, die durch
bessere finanzielle und personelle Ausstattung ein Hauptaugenmerk auf Familienbildung,
Arbeit im Sozialraum und Integration legen kénnen

e die Erweiterung von Kita-Sozialarbeit als praventives Angebot

e die Forderung von Elterninitiativen, die Kita griinden wollen und kleinen Kita-Tragern mit
spezifischen padagogischen Konzepten

e die Schaffung weiterer inklusiver Kindertageseinrichtungen im Sinne der UN-
Behindertenrechtskonvention
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e angemessene, verldssliche und gleiche Arbeitsbedingungen fur das padagogische Personal
in kommunaler und freier Tragerschaft entsprechend der gesetzlichen Regelungen
e eine bedarfsgerechte und attraktivere Ausbildung der Erzieherinnen und Erzieher.

2.2.2. Fiir gute Schule und Bildung

Léangeres gemeinsames Lernen anstatt friihzeitiger Vorbestimmung des einzuschlagenden
Bildungsweges bleibt die zentrale Bildungsbotschaft der LINKEN. Das gegliederte Schulwesen ist
Ursache vieler bildungspolitischer Probleme wie Lehrermangel, zu wenig Zeit und Mdglichkeiten fir
die Forderung von Schilerinnen und Schilern, Erschweren der Bildungsiibergénge und die in der
Praxis nicht gewahrleistete Durchlassigkeit der Schularten untereinander.

Im Bildungsbereich schlagen sich die Probleme der wachsenden Stadt besonders nieder. Zuziige
aus dem Umland und der gesamten Bundesrepublik, anhaltend starke Geburtenzahlen, eine hohere
Zahl an Schilerinnen und Schiiler mit Migrationshintergrund fihren zu héheren Jahrgangsstarken in
den Leipziger Schulen. Unsere Stadt steht daher vor groBen Herausforderungen im Schulbau, in der
Sanierung und in der Werterhaltung der Schulen, Schulsporthallen und Freiflachen der Schulen. Bei
der Losung dieser Aufgaben bleiben Schiiler- und Elternrate fir uns auch weiterhin wichtige
Partnerinnen und Partner.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

e den Ausbau des kommunalen Schulnetzes, um die wohnortnahe Beschulung in allen
Schularten zu ermdglichen

e kleine Grundschulbezirke mit hochstens zwei Grundschulen

e die Unterstitzung der Aktivitaten des Arbeitskreises Schule und Wirtschaft an Oberschulen,
die auf die berufliche Bildung orientieren und eine verstarkte Berufs- und
Studienorientierung an Gymnasien

e flr eine ausreichende und bedarfsgerechte Anzahl von Berufsschulplatzen

e die schrittweise Umgestaltung der Schullandschaft hin zu einer Struktur, die langeres
gemeinsames Lernen ermoglicht

e die Unterstutzung von unterschiedlichen Schulmodellen, in denen das ldngere gemeinsame
Lernen verwirklicht wird

e die Sicherung der maximalen Klassenstarken bis zu 24 Schilerinnen und Schiler, um
Inklusion (Kinder und Jugendliche mit besonderem Forderbedarf), Integration und
Wiederholungen zu sichern

e eine starkere Férderung nachbarschaftlichen und partnerschaftlichen Lernens mit Kindern
und Jugendlichen aus gefliichteten Familien

e die gerechte Entlohnung von Lehrerinnen und Lehrern aller Schularten; keine Unterschiede
von angestellten und verbeamteten Lehrkraften

e die qualitative und quantitative Erweiterung der Ganztagsangebote (GTA) in allen Schularten
und deren auskdmmliche Finanzierung und personelle Absicherung

e mindestens eine Schulsozialarbeiterin bzw. einen Schulsozialarbeiter an jeder Grund-,
Forder-, Ober- und Berufsschule der Stadt und die Etablierung von Schulsozialarbeit auch an
Gymnasien

e die bedarfsgerechte Beschaftigung und Erhohung der Zahl der Schulpsychologen

e den Erhalt und Ausbau von Schulbibliotheken, Leseraumen und Lernwerkstatten sowie
Gewabhrleistung der personellen Ausstattung

e die konsequente Einhaltung der gesetzlich verbrieften Lehr- und Lernmittelfreiheit



374
375
376
377
378
379
380
381
382
383
384
385
386
387
388
389
390

391

392
393
394
395
396
397
398
399
400
401
402
403
404

405

406
407
408
409
410
411
412
413
414
415
416
417

18 KWP 2019 - Die Stadt gehort allen!

e den erforderlichen Netzausbau an Schulen aufgrund der fortschreitenden Digitalisierung der
Gesellschaft und die Ausstattung mit entsprechenden Endgeraten

e verkehrssichere Schulwege in allen Stadtbezirken und Ortsteilen; dazu sind die finanziellen
Mittel fur Ampeln, FuBgéngeriiberwege, sichere FuB- und Radwege, Radabstellplatze,
Fahrdienste (flir Schiilerinnen und Schiler mit besonderem Férderbedarf) erheblich zu
erhdéhen

e die Unterstiitzung von padagogischen Konzepten, die eine Kooperation von Grundschule und
Hort noch weiter verbessern

e preisstabile Schilermobilcards und die Aufforderung an den Freistaat, ein kostenloses
Bildungsticket einzufihren

e die Ermdglichung einer gesunden, kostenfreien Mittagessenversorgung fur Kinder und
Jugendliche - mindestens fur diejenigen, die den Leipzig-Pass haben -, finanziert durch den
Freistaat Sachsen und moglichst auf der Basis einer regionalen Versorgung

e die Vereinfachung der Einreichungen und Abrechnungen von Klassenfahrten, Schulfahrten,
Schulausfliigen und weiteren schulischen Aktivitaten

e fir eine bessere Versorgung der Schulen mit Schulsachbearbeiterinnen und
Schulsachbearbeitern sowie Hausmeisterinnen und Hausmeistern.

2.2.3. Umfassende Unterstiitzung und Férderung von Familie, Kindern und Jugendlichen

Mit der wachsenden Stadt, der zunehmenden sozialen Unterschiede und der fortschreitenden
Veranderung von Arbeitswelten und Lebensweisen wachsen auch die Anforderungen an die
Kinder- und Jugendhilfe. Prekéare Lebensverhéltnisse und verfestigte Armutslagen eines
betrachtlichen Teils der Leipziger Stadtgesellschaft gehen zulasten von Familien, Kindern und
Jugendlichen. Darlber hinaus sind vor allem Alleinerziehende von Armut betroffen.

Die wachsende Zahl von Kindern und Jugendlichen erfordert die quantitative, aber auch qualitative
Weiterentwicklung von Konzepten und Férderinstrumenten, die Teilhabe und Integration
ermoglichen. Im Zentrum stadtpolitischer Bemihungen muss die gleichberechtigte und umfassende
soziale und demokratische Teilhabe von Kindern und Jugendlichen stehen. Dies muss durch eine
adaquate personelle und finanzielle Ausstattung der im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe tatigen
Akteurinnen und Akteure gewahrleistet werden. Die Selbstorganisation von jungen Menschen ist
dabei ein zentrales Moment. Die daflir notwendigen Freirdume missen erhalten und geschaffen
werden.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

e die konsequente Ausrichtung kommunaler Entscheidungen auf die Belange von Kindern,
Jugendlichen und Familien mit Kindern

e ein Angebot an Pravention, Beratung und Hilfe bei kinder-, jugend- und familienrelevanten
Problemstellungen unter Bertcksichtigung der Besonderheiten in den Ortsteilen, das der
wachsenden Zahl von Kindern, Jugendlichen und Familien sowie sich verandernder Probleme
und Bedarfe Rechnung tragt

e eine bedarfsgerechte Ausstattung der Angebote der verschiedenen Leistungsbereiche der
Kinder- und Jugendhilfe entsprechend der vom Jugendhilfeausschuss verabschiedeten
Fachstandards

e die Wertschatzung der Tatigkeit der Fachkréafte in der Kinder- und Jugendhilfe

e neue Formen aktiver Beteiligung von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen an
Entscheidungen
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e die strukturelle und personelle Unterstitzung des Jugendparlaments

e die gleichberechtigte Teilhabe von gefliichteten Kindern und Jugendlichen an den Angeboten
der Kinder- und Jugendhilfe und die Starkung von spezifischen integrativen Projekten, die fur
herkunftsspezifische Unterschiede, Fluchterfahrungen und Sprachbarrieren sensibilisiert
sind

e eine interkulturell, demokratiefordernd und geschlechtersensibel ausgerichtete
Jugendarbeit, die sich aktiv gegen Antisemitismus, Neonazismus, Rassismus, Sexismus und
weitere Formen von Diskriminierung wendet

e die Forderung selbstorganisierter, selbstverwalteter und alternativer Jugendkultur unter
anderem durch den Erhalt von Freirdumen

e die wesentliche Anhebung der finanziellen Zuwendungen des Freistaates an die Kommune,
insbesondere der Jugendpauschale

e die jahrliche Steigerung des stadtischen Jugendhilfeetats zur Sicherung der Kontinuitat und
des steigenden Bedarfs an der Kinder- und Jugendarbeit

e die Anpassung der Beratungs- und Hilfeleistungen des Allgemeinen Sozialdienstes an den
steigenden Bedarf und die hohere Komplexitat der Falle

e bedarfsgerechte Angebote von Hilfen zur Erziehung mit dem Fokus auf die individuellen
Bedurfnisse der Kinder und Jugendlichen und die Beféhigung der Eltern

e den Ausbau von Erziehungs- und Familienberatungsstellen und weiteren
Familienbildungsangeboten

e die Forderung einer familienspezifischen, bedarfsgerechten Familienberatung, welche den
besonderen Lebenslagen von Alleinerziehenden-, Patchwork- und Regenbogenfamilien
gerecht wird

e flr die Betreuung von Kindern und Jugendlichen in Pflegefamilien als Alternative zur
stationdren Unterbringung in Hilfe-zur-Erziehung-MaBnahmen sowie die engagierte Beratung
und Begleitung durch den Pflegekinderdienst.

2.3. In Leipzig studieren und forschen

Als Hochschul- und Forschungsstandort verfigt Leipzig Uber jahrhundertealte Traditionen. Die
entsprechenden Einrichtungen konzentrieren sich in vier Wissenschaftsraumen (Mitte, Nordost,
Sud, Sudost) und bilden einen zentralen Faktor der Stadtentwicklung. Die Geb&ude, insbesondere
die Neubauten, sind wesentlicher Bestandteil des Stadtbildes. Dartber hinaus pragt die stark von
Drittmitteln abhéngige Wissenschafts- und Forschungslandschaft die offene geistige Atmosphare
unserer Stadt wesentlich mit. Die knapp 40.000 Studierenden - davon fast 5.000 aus dem Ausland
- tragen erheblich zum Wachstum, zur Verjungung und zur steigenden Internationalitat von Leipzig
bei. Fir viele Studierende ist Leipzig eine Station in einer hochmobilen Berufskarriere; zugleich ist
die Stadt fur viele junge Absolventen zwar Wohnort, aber nicht zwingend auch Arbeitsort.

Das Profil Leipzigs als Stadt der Wissenschaften ist zu starken. Dazu gehort neben einer klugen
kommunalen Raumpolitik die Verbesserung der Rahmenbedingungen sowohl der Studierenden als
auch der Lehrenden, u. a. durch ausreichend Kitaplatze, bessere Radwege und preiswerten
Wohnraum. Eine gesicherte Finanzierung des Studentenwerkes seitens des Freistaates Sachsen ist
eine notwendige Bedingung, um dessen Leistungen wie Wohnheimplatze, Sozialberatung und
Mensen zu erhalten und dem Bedarf entsprechend zu erweitern. Eine ausreichende
Grundfinanzierung der Hochschuleinrichtungen unabhéngig von der Drittmittelforderung starkt die
Unabhéngigkeit der Wissenschaftsentwicklung und kann viele Beschaftigungsverhaltnisse aus den
Abhangigkeiten der Befristung I6sen.
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Deshalb setzen wir uns ein fur:

2.4.

die Vertiefung der institutionellen Zusammenarbeit zwischen der Stadt und den Akteuren
der Wissenschaftslandschaft unter besonderer Berucksichtigung der Universitat Leipzig und
deren Forschungsprofil

mehr gemeinsame wissenschaftliche Projekte zwischen Verwaltung und stadtischen
Unternehmen mit Universitat und Hochschulen

die weitere Auspragung eines mitteldeutschen Bildungsraumes in Richtung der
Universitaten Halle und Jena

die Offnung der Hochschulen als ergénzende Bildungseinrichtungen fiir alle Leipzigerinnen
und Leipziger (z. B. Stérkung von Seniorenkolleg und Kinderuni)

die Schaffung einer barrierefreien Hochschullandschaft, einschlieBlich der Zugange fur
Jugendliche aus bildungsfernen Haushalten

den Erhalt und Ausbau von preiswertem Wohnraum auch in zentrumsnahen Stadtteilen,
insbesondere der Studentenwohnheime

eine studierendengerechte Mobilitdt durch mehr Radwege zu den Hochschulstandorten und
flexible Anpassung des OPNV zu den StoBzeiten im Hochschulbereich sowie eine giinstige
Kostenstruktur fir Studierendentickets bei den Leipziger Verkehrsbetrieben und im
Mitteldeutschen Verkehrsverbund

ein Verbot von militérischer Forschung und die Umsetzung der Zivilklausel an der Universitat
Leipzig und der Hochschule fur Technik, Wirtschaft und Kultur (HTWK)

die Abschaffung der Zweitwohnsitzsteuer fur Studierende.

Wiirdevolles Leben und Teilhabe im Alter

Selbstbestimmtes Altern in Wirde ist ein unverauBerliches Menschenrecht und ein Lebensabschnitt
mit eigenen Bediirfnissen und Anspriichen. Altere Menschen wollen sich gleichberechtigt in den
gesellschaftlichen Alltag einbringen und burgerschaftlich engagieren. Dazu bedarf es geeigneter
Rahmenbedingungen wie der altersgerechten Gestaltung des Wohnumfeldes, entsprechenden
Verkehrsldsungen und tragféahigen Bedingungen in der Gesundheitsversorgung und Pflege. Zu einer
lebenswerten Stadt gehdrt aber auch, dass sich alle Generationen begegnen sich unterstiitzen und
voneinander lernen kénnen.

In den letzten Jahren hat sich Leipzig zwar erfreulicherweise verjungt, aber immerhin ein Drittel der
Bevolkerung befindet sich inzwischen im Seniorenalter (55+). In Leipzig nimmt leider die
Altersarmut zu und zukinftig werden deutlich mehr Rentnerinnen und Rentner armutsgefahrdet

sein.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

mehr Mitwirkungsméglichkeiten fiir Altere in den sozialen, kulturellen und politischen
Bereichen des stadtischen Lebens

die Erarbeitung eines Rahmenkonzepts fiir seniorengerechte Quartiersentwicklung

den Bau von wesentlich mehr altengerechten Wohnungen und den Umbau bestehender
Wohnungen sowie die Umsetzung der entsprechenden Vorhaben im Wohnungspolitischen
Konzept (Fortschreibung 2015)

ein Tarifsystem im OPNV, das fiir Seniorinnen und Senioren bezahlbar ist

einen gleichberechtigten Zugang von alteren Menschen mit Migrationshintergrund zu
gesundheitlichen und pflegerischen Versorgungsleistungen

eine Stadt der kurzen Wege (Arzte, Einkaufsméglichkeiten usw. in der Nihe)
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e die Forderung von Mehrgenerationenwohnprojekten, auch im Bereich des sozialen
Wohnungsbaus

e die Schaffung von Begegnungsmoglichkeiten im 6ffentlichen Raum, die
generationenlbergreifend ansprechend sind

e eine Forderpolitik, die auch das Miteinander der Generationen in den Blick nimmt und
Projekte unterstitzt, die generationenibergreifende Angebote schaffen

2.5. Gleichstellung aller Geschlechter

Die LINKE kampft fur ein offenes und gleichberechtigtes Miteinander aller Menschen - egal
welchen Geschlechts - und eine tatsachliche Gleichstellung in sémtlichen Lebensbereichen. Daher
fordern wir die breite Akzeptanz von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans-, inter- und
queergeschlechtlichen Menschen (LSBTIQ*). Die Anerkennung, Akzeptanz und Unterstiitzung
vielfaltiger Formen des familidren Zusammenlebens und sozialen Miteinanders und der Kampf fur
Frauenrechte sind fiir uns selbstverstandlich. Gleichstellung ist eine Querschnittsaufgabe und muss
in allen Bereichen kommunaler Entscheidungen mitgedacht werden.

Leipzig ist ein Spiegelbild der gesamtdeutschen Realitat. Nach wie vor finden wir soziale
Benachteiligung von Frauen und einen hohen weiblichen Anteil unter den geringfligig Beschaftigten.
Das Lohngefélle zwischen Mannern und Frauen ist unveréndert signifikant und betragt derzeit 21
Prozent (bundesweit). Daraus folgt die groBe Gefahr der Altersarmut. Frauen sitzen darliber hinaus
weniger in den Chefetagen, auch bei der LVV ist das so. Familidre und auBerfamilidre Flirsorge wird
immer noch groBtenteils von Frauen geschultert, oft unentgeltlich oder schlecht entlohnt. Auch
Hausarbeit ist weiterhin oft ungleich verteilt. Frauen werden Opfer hauslicher und sexualisierter
Gewalt. In Leipzig registrierte die Polizei 2017 insgesamt 2771 solcher Falle und 279 Falle von
Stalking.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

* eine geschlechtersensible Folgenabschatzung bei allen kommunalpolitischen
Entscheidungen (Umsetzung des Gender-Mainstreaming)

* eine geschlechts- und familienspezifische Datenerhebung und Sozialberichterstattung

* die Starkung des Gleichstellungsreferats sowie die rechtzeitige Einbeziehung des
Gleichstellungsreferats und des Gleichstellungsbeirats bei kommunalen Entscheidungen

* die Aktualisierung und konsequente Umsetzung von Frauenforderplénen in allen Bereichen
der Stadtverwaltung, stadtischen Betrieben und Unternehmen mit stadtischer Beteiligung

» die Einflhrung einer Frauenquote flr die paritatische Besetzung von Leitungsfunktionen in
der Stadtverwaltung und in kommunalen Unternehmen

* die paritatische Besetzung bei der Auswahl der Referentinnen und Referenten fiir samtliche
kommunalen und durch die Kommune geférderten Veranstaltungen

* den Erhalt und die finanzielle Absicherung bestehender Frauen- und Kinderschutzhauser (3
Frauen- und Kinderschutzhduser sowie eine Mannerschutzwohnung)

* die Starkung des Netzwerkes gegen hausliche Gewalt und Stalking; Runder Tisch gegen
Gewalt an Frauen

* den weiteren Ausbau von spezialisierten Frauenberatungsstellen

» die finanzielle und personelle Sicherung der Gewaltopferambulanz am Institut fiir
Rechtsmedizin des Uniklinikums Leipzig

» die verpflichtende Fortbildung zum Thema Gewaltschutz im Jugendamt und Sozialamt

* eine offizielle Beteiligung der Stadt am jahrlichen Equal Pay Day ab 2020
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551 * die aktive Unterstitzung und Férderung von erwerbslosen und geringfligig-beschaftigten
552 Alleinerziehenden beim Einstieg bzw. Wiedereinstieg in eine Berufstatigkeit mit

553 existenzsicherndem Familieneinkommen

554 + die Uberwindung jeglicher Diskriminierung von Menschen mit gleich- und

555 mehrgeschlechtlichen sexueller Orientierung und den gesicherten Erhalt von Schwulen- und
556 Lesbenzentren sowie Beratungsstellen fir LSBTIQ* (z.B. RosalLinde Leipzig e.V.)

557 » die Starkung der Position der Beauftragten fiir gleichgeschlechtliche Lebensweise

558 * weitere MaBnahmen gegen sexistische Werbung

559 * mehr MaBnahmen zur Unterstitzung migrantischer Frauen (z. B. durch Sprachmittlerinnen
560 und Sprachmittler)

561 * eine Erinnerungskultur zur Sichtbarmachung der Geschichte von Lesben, Schwulen,

562 Bisexuellen, trans-, inter- und queergeschlechtlichen Menschen

563 * die Unterstiitzung des Abeitskreises Sexarbeit

564 * eine Begegnungsstatte fir Frauen, um die Zusage der Stadt nach dem Abriss des Henriette-
565 Goldschmidt-Hauses einzuldsen

566 * die Ablehnung aller Kirzungen im Bereich von Projekten und Vereinen, die fir Gleichstellung
567 kéampfen.

568 2.6. Inklusives Denken und Handeln fordern

569  Wir bekennen uns auf der Grundlage der 2006 ratifizierten UN-Konvention Uber die Rechte von
570 Menschen mit Behinderung zur inklusiv gestalteten Gesellschaft. Inklusion und die Teilhabe von
571 Menschen mit Behinderung bilden ein Querschnittsthema, welches viele Lebensbereiche betrifft.
572 Mehr als ein Zehntel der Leipzigerinnen und Leipziger sind von Behinderungen und chronischen
573 Krankheiten betroffen. Manches hat sich in den letzten Jahren positiv verandert, um diesen

574 Menschen die selbstbestimmte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu erleichtern. Mit dem nach
575 langem Diskussionsprozess beschlossenen Teilhabeplan hat Leipzig Ende 2017 eine wichtige

576 Voraussetzung fir mehr Inklusion in unserer Stadt geschaffen. Auf dessen Grundlage bleibt aber
577 noch viel zu tun, um Leipzig in allen Stadtteilen barrierefrei zu gestalten. Noch zu oft scheitern
578 notwendige und mdogliche Losungen an Unwissenheit oder an vermeintlichen Sparzwéangen.

579 Deshalb setzen wir uns ein fir:

580 e die vollstandige Umsetzung des Teilhabeplans der Stadt Leipzig 2017 bis 2024 ,,Auf dem
581 Weg zur Inklusion!®

582 e die Starkung des Behindertenbeirates

583 e den barrierefreien Zugang zu allen Einrichtungen und Dienstleistungsangeboten der

584 Stadtverwaltung, einschlieBlich der Wahllokale

585 e die Verringerung von Bearbeitungszeiten bei Belangen von Menschen mit Behinderungen auf
586 moglichst vier Wochen

587 e mehr Arbeitsplatze fur Menschen mit Behinderungen in der Stadtverwaltung und den

588 Eigenbetrieben

589 e den Ausbau der gemeinsamen Betreuung von Kindern mit und ohne Behinderung in

590 Komplexkindertagesstatten

591 e mehr barrierefreie Wohnungen in allen Stadtteilen zu erschwinglichen Mieten

592 e die beschleunigte barrierefreie Gestaltung des OPNV durch die flichendeckende Einfiihrung
593 von Fahrzeugen mit Niederflurtechnik und die entsprechende Anpassung der Haltestellen

594 durch die Absenkung der Bordsteine
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die Erweiterung des Blindenleitsystems, die Kennzeichnung von Stufen und anderen
Hindernissen mit Signalfarben sowie die Ausstattung weiterer StraBenquerungen mit
akustischen Ampeln.

Fiir eine stabile medizinische Versorgung und gute Pflege

Leipzig verfugt Uber ein vergleichsweise hohes Niveau bei der ambulanten und stationaren
medizinischen Versorgung. Nicht zuletzt durch das Bevolkerungswachstum und den
demografischen Wandel werden auch in diesem Bereich die Herausforderungen zunehmen. Schon
heute ist ein Mangel an Arzten und qualifiziertem Pflegepersonal spiirbar. Insgesamt haben wir
dafiir Sorge zu tragen, dass alle Einwohnerinnen und Einwohner, unabhéangig vom Alter und
Einkommen, auch kinftig medizinisch gut versorgt werden.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

2.8.

den Erhalt und Ausbau kommunaler Gesundheits- und Sozialeinrichtungen, insbesondere
eine Stabilisierung des stadtischen Klinikums St. Georg und des dort angebundenen
Medizinischen Versorgungszentrums (MVZ)

einen Zuschuss zum stadtischen Klinikum St. Georg aus Haushaltsmitteln

die Unterstutzung bei der weiteren Einrichtung von MVZ, vor allem in unterversorgen
Ortsteilen

die personelle Starkung des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes, insbesondere um die
vorgeschriebenen Untersuchungen bei Kindern flaichendeckend zu gewéhrleisten

den Ausbau und die Qualitatssicherung sowie bessere Vernetzung der Suchtpravention vor
allem fir junge Menschen sowie die starkere Forderung von Ausstiegsprogrammen fir alle
Suchterkrankten

den Umbau und die Modernisierung der Suchtberatungs- und Behandlungsstelle "Haus Alt-
Schonefeld"

den Abbau des Pflegekréftemangels und die bessere Bezahlung sowie mehr Ausbildung von
Pflegekréaften

die finanzielle Stérkung der Aids-Hilfe

die interkulturelle Offnung und Mehrsprachigkeit der kommunalen Gesundheitsdienste und
Akteure der Drogenhilfe

die interkulturelle Offnung und damit kultursensible Pflege, die besonderen Bediirfnissen
von pflegebedurftigen Migrantinnen und Migranten Rechnung tragt

die Einfihrung einer elektronischen Gesundheitskarte fir Geflichtete, die Leistungen nach
Asylbewerberleistungsgesetz beziehen und damit den Abbau von Barrieren beim Zugang zu
Gesundheitsleistungen

die Etablierung eines Modellprojektes zur medizinischen Versorgung von Menschen ohne
Papiere und Krankenversicherung in Zusammenarbeit mit Medinetz Leipzig e.V.

Offentliche und personliche Sicherheit durch Privention

Leipzig nimmt mit seiner Kriminalitatslage im Freistaat Sachsen seit Jahren eine besondere Stellung
ein. Das spiegelt sich in der Landespolitik und insbesondere bei der Personalverteilung der Polizei
noch nicht adéquat wider. Wir wissen, dass die 6ffentliche und personliche Sicherheit und der
Schutz vor Kriminalitat weiterhin im Fokus der Bevdlkerung stehen, wobei es einen groBen
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Unterschied zwischen dem individuellen Sicherheitsempfinden und der objektiven Sicherheitslage
gibt. Mit der Verstarkung der Polizei und der Aufstockung des Stadtordnungsdienstes wurde darauf
in den letzten Jahren reagiert.

Gleichwohl bedeutet linke Ordnungs- und Sicherheitspolitik in erster Linie Pravention. Fir uns heiBt
das nicht die Verscharfung des Polizeirechts oder mehr Repression wie z. B. Videolberwachung
oder verdachtsunabhéngige Kontrollen, sondern mehr soziale Teilhabe, um die Ursachen von Gewalt
und Straftaten gesamtgesellschaftlich zu verringern. Ein autoritares Sicherheitsdenken und die
darauf beruhende Law-and-order-Politik lehnen wir ab. Unsere Toleranz endet jedoch dort, wo
Menschen seelisch und koérperlich bedroht und verletzt sowie 6ffentliches und privates Eigentum
durch Vandalismus beschadigt oder zerstort werden.

Deshalb setzen wir uns ein fur:

e eine konsequente Beachtung der berechtigten Sicherheitsbedurfnisse aller Menschen

e den Erhalt von Mischnutzungen in den Stadteilen, denn eine stabile Mischung von Wohnen,
Arbeiten und Einkaufen gewahrleistet lebendige Stadtteile, in denen nachbarschaftliche
Flrsorge einen Schutz vor Kriminalitat bieten kann

e eine bessere Berlcksichtigung kriminalitdtssenkender Faktoren in der Stadtgestaltung,
insbesondere bei der Verkehrsinfrastruktur und bei Neubauten (offene StraBengestaltung,
StraBenbeleuchtung usw.), um Angstraume zu verhindern

e mehr Préventionsarbeit an allen Kitas und Schulen sowie in Sportvereinen in
Zusammenarbeit von Jugendamt, Polizei und freien Tragern

e die Vertiefung der Sicherheitspartnerschaft zwischen Ordnungsamt, Polizei und
Kleingartenvereinen durch mehr finanzielle Mittel fir Aufkldrung und technische Préavention

e mehr finanzielle Mittel fur die zielgerichtete Vertiefung der Arbeit des Kommunalen
Préventionsrates in den Stadtteilen unter Einbeziehung der zivilgesellschaftlichen
Akteurinnen und Akteure vor Ort (Birgervereine usw.)

e den Ausbau des Systems der ehrenamtlichen Seniorensicherheitsberater

e die Starkung der interkulturellen Kompetenz der Sicherheitsbehdrden durch eine gezielte
Ansprache und Einstellung von Menschen mit Migrationshintergrund

e mehr Burgerpolizisten mit birgerfreundlichen Sprechzeiten in allen Ortsteilen

e die weitere personelle Starkung des Stadtordnungsdienstes mit jahrlich zehn Planstellen in
den Jahren 2019/2020 und dessen verstarkter Einsatz in den Ortsteilen unter
Gewahrleistung des finanziellen Mehrbedarfs durch das Land

e die Aktualisierung der sucht- und drogenpolitischen Leitlinien der Stadt Leipzig aus dem Jahr
2013 entsprechend der gegenwartigen Erfordernisse, insbesondere unter dem Aspekt der
uberdurchschnittlich hohen Beschaffungskriminalitat im Zusammenhang mit
Betaubungsmittelabhéangigkeit

e die Mdglichkeit des straffreien Konsumierens von mitgefiihrten Drogen durch die
Einrichtung eines é&rztlich betreuten Drogenkonsumraumes

e die Reduzierung der Fahrraddiebstéhle durch eine Offensive fur abschlieBbare
Fahrradgaragen und -boxen

e eine kritische Bestandsaufnahme der stationéaren Videolberwachung im &ffentlichen
Raum und deren kinftige Begrenzung auf Kriminalitdtsschwerpunkte

e ein sauberes Stadtbild durch personelle, technische und finanzielle Starkung der
Stadtreinigung fir mehr Papierkdrbe sowie fiir mehr Aufklarung zu den Sammelsystemen,
um illegale Millablagerungen und damit verbundene Umweltschaden zu verhindern

e mehr finanzielle Mittel fur legale Graffiti-Flachen
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e die Gewahrleistung der gesetzlich vorgeschriebenen Hilfsfristen bei Feuerwehr und
Rettungsdienst durch eine entsprechende Personalausstattung und zeitgemaBe
Rettungsmittel

3. Fiir eine nachhaltige Stadtentwicklung

Nahezu alle Bereiche unseres Lebens sind vom Wachstums- und Beschleunigungsdenken gepragt.
Die damit eng verknupfte neoliberale Wirtschaftsweise fihrt allerdings immer starker zu sozialen
und okologischen Krisen und damit zur Zerstorung unserer naturlichen Lebensgrundlagen. Diesen
Zusammenhang spiren wir sowohl global und national als auch lokal - hier vor Ort. Schlechte Luft
in der Stadt sowie schrumpfende Freiraume und Grinflachen sind nur zwei Beispiele dafir, dass
auch Leipzig vor enormen Herausforderungen fur eine wirklich nachhaltige Stadtentwicklung steht.
Auf dem Weg zur sozialokologischen Transformation unserer Stadt sind verantwortungsvolle und
innovative Losungen in vielen Bereichen gefragt, u. a. im kommunalen Klimaschutz sowie der
stadtischen Bodenpolitik, die wir gemeinsam mit den Burgerinnen und Burgern entwickeln und
umsetzen mochten. Die Frage, wie wir das Zusammenleben in Zukunft sozial und 6kologisch
gerechter gestalten und welche Rolle dabei eine solidarische Lebensweise sowie die Uberwindung
einer Wachstumsgesellschaft spielen kdnnen, ist fir DIE LINKE eine der zentralen
Herausforderungen.

3.1. Fiir eine ziigige und soziale Energiewende und klimagerechte Stadtentwicklung

Die massive Zunahme von Extremwetterereignissen, der steigende Meeresspiegel und sich
ausbreitende Wisten sind neben Kriegen und Hunger schon jetzt Hauptursachen globaler
Fluchtbewegungen. Auch in Leipzig ist der Klimawandel spirbar. Ohne wirksame MaBnahmen
gegen den Klimawandel nehmen diese Folgen der Erderwarmung kinftig erheblich zu. Auch Leipzig
muss deshalb seine KlimaschutzmaBnahmen intensivieren und zugleich die sozial-6kologische
Transformation der Stadt vorantreiben. In den letzten Jahren wichen haufig Grinflachen der
baulichen Verdichtung. Diese Entwicklung hat einen erheblichen Einfluss auf die biologische
Vielfalt, das Klima, die Luft- und damit auch auf die Lebensqualitét der Menschen in Leipzig. Bisher
sind die Umweltqualitatsziele nicht ausreichend umgesetzt. Als zentrale Aufgabe der
Energiewende sehen wir die Einsparungspotenziale in den Bereichen Warme, Strom, Wasser
und Verkehr ziigiger zu erschlieBen und die energetische Basis versorgungssicher auf
Erneuerbare Energien auszurichten. Kein Dorf, kein griiner Landstrich darf kinftig noch fir das
Kohlekraftwerk Lippendorf abgebaggert werden. Fir eine klimagerechte Stadtentwicklung fihrt
kein Weg an einer Umsetzung der Alternativen zur Ablésung der Fernwarmenutzung aus dem
Kraftwerk Lippendorf bis 2025 vorbei. In der Folge ist die Ablésung von Erdgas durch
regenerative Energietrager anzustreben.

Deshalb treten wir ein fir:

e die weitere Umsetzung der Klimaanpassungsstrategie

e die starkere Nutzung der energetischen Potenziale solartauglicher Dachflachen

e die Realisierung einer umfassenden Grindach- und Grinfassadenstrategie

e die Prifung von verbindlichen Standards fur klimafreundliche, energieeffiziente
Gebaudestrukturen

e den starkeren Ausbau der erneuerbaren Energie der Stadtwerke
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e die Erarbeitung konkreter Alternativen zur Fernwarme aus Lippendorf

e den Ausbau der Blrgerenergie als dezentrale und unabhéangige Energiequelle

e transparentere Vergabeverfahren fiir Brachen

e eine konsequente Realisierung der MaBnahmen des Energie- und
Klimaschutzprogramms sowie die regelmaBige Fortschreibung desselbigen.

e (Okologisch nachhaltige Entwicklung des Leipziger Neuseenlands und der Hafenprojekte als
naturnahe Erholungsmaoglichkeiten und zugleich als Aufwertung stadtklimatischer
Bedingungen

e die ausreichende Finanzierung des Larmaktions- und des Luftreinhalteplans sowie deren
konsequenter Umsetzung

e die Reduktion von Lichtverschmutzung im 6ffentlichen Raum

e ein Verbot von ,Heizpilzen®

e den Schutz der Trinkwasserressourcen; kein Verkauf des Wassergutes Canitz

e eine wasssersensible Stadtentwicklung.

3.2. Leben in einer Griinen Stadt

In einer stark wachsenden Kommune wie Leipzig nimmt der Nutzungsdruck in den von Stadtgrin
und Gewadssern gepragten Freirdumen zu. Diese Freiflachen sind jedoch wichtig, da sie als
Beluftungsachsen fungieren. AuBerdem sorgen die begriinten Flachen fur einen Kihleffekt fur die
»~Warmeinsel Stadt“. Sollten diese Flachen verschwinden, fehlen wichtige Entwicklungsrdume fiir
Pflanzen sowie Rickzugsrdume und Futterstellen fir viele Tierarten. Umso wichtiger sind Erhalt und
Pflege der 270 Leipziger Kleingartenanlagen, die sich zumeist im Eigentum der Stadt befinden und
einen zentralen Baustein im Griinsystem der Stadt bilden. Auch die Landwirtschaftsflachen in
Leipzig sind zu erhalten. Diese Flachen dienen neben der Produktion von Nahrungsmitteln auch der
Erhaltung der Biodiversitat, dem Klimaschutz und mit Wald- und Wasserflachen einer
Raumgliederung, die fur die Naherholung eine wichtige Funktion hat. Auch Wild- und Haustiere
bedurfen unseres Schutzes. Haustiere missen artgerecht gehalten und angemessen versorgt
werden.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

e eine frihzeitige Festschreibung von zu schitzenden Grinflachen im Flachennutzungsplan

e Vorhalten kommunaler Gelder zum Erwerb von schitzenswerten Flachen

e die Errichtung von zusétzlichen Parks und Naherholungsgebieten

die Bereitstellung der nétigen Finanzmittel fir den Erhalt des Auwaldes, des Wildparks sowie

denkmalgeschutzter Parkanlagen

e die Verhinderung weiterer baulicher Eingriffe im Leipziger Auwald

e die Gewihrleistung einer natiirlichen Uberflutung des Leipziger Auwaldes

e eine Entwicklung von Gérten zu Oasen der Biodiversitat und Artenvielfalt

e die weitere Unterstltzung der Kleingartenvereine bei der Entwicklung und dem Erhalt ihrer
Anlagen zu Zentren der Naherholung und der aktiven Freizeitgestaltung

e ein Konzept zur Biotopvernetzung fiir das gesamte Stadtgebiet

e flr die Vermittlung 6kologischer Bildungsangebote

e die konsequente Umsetzung und Finanzierung des StraBenbaumkonzepts der Stadt Leipzig

e die ausreichende Finanzierung fir die Unterbringung und Versorgung von Fundtieren,

e die Schaffung neuer und Aufwertung bestehender Freiflachen fir Hunde, zum Beispiel
durch Hundetoiletten
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e ein starkeres Engagement gegenuber dem Freistaat Sachsen fur die Einfihrung einer
allgemeinen Chippflicht fir Hunde und fir ein Verbandsklagerecht im Tier- und Naturschutz.

3.3. Freirdaume erhalten und Bauflachen verantwortungsvoll nutzen

In unserer wachsenden Stadt gibt es einen enormen Bedarf an Neubaufléachen fir Wohn- und
Gewerbeimmobilien bzw. 6ffentliche Einrichtungen. Schon heute ist die Zahl der vorhandenen
Freiflachen in Leipzig gesunken. Nach dem Prinzip der ,Stadt der kurzen Wege® ist eine
Nachverdichtung der bestehenden Bebauung wichtig, jedoch nicht um jeden Preis. Es bedarf einer
grundlichen Prifung, unter Einbeziehung der Leipzigerinnen und Leipziger, ob die Freirdume fur eine
Bebauung aufgegeben werden sollen bzw. missen. Mit den neu versiegelten Flachen missen wir
somit besonders verantwortlich umgehen. Dabei muss eine ausgewogene Mischung verschiedener
Nutzungsformen im Vordergrund stehen.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

e die Prifung sdmtlicher Griinflachen nach ihrem 6kologischen, klimatischen und sozialen
Wert fir das jeweilige Stadtviertel

e ein ausgeglichenes Verhaltnis von Ver- und Entsiegelung neuer Bodenflachen

e den Erhalt von Gewerberdumen auch in innerstadtischen Lagen

e eine starkere Beachtung der Stromungsverhaltnisse zum Luftaustausch bei
Nachverdichtung sowie die Vermeidung von Hitzeinseln durch aktive Begriinung und
Wasser-Reservoire

e die vertikale Nutzungsmischung von Wohn- und Gewerbeeinheiten

e die grundsatzlich mehrgeschossige Bebauung von Baullicken

e die Bericksichtigung griiner Architektur beim Neubau von 6ffentlichen Einrichtungen und fir
den Bau von Null-Emissionshauser, wo es technisch machbar und wirtschaftlich plausibel ist

e die Konzentration der Siedlungsentwicklung auf das direkte Umfeld von Stationen des OPNV
und die Starkung der Stadtteil-Zentren an den Haltestellen des OPNV

e die Forderung der Vielzahl kleiner Leipziger Laden in den Wohngebieten fiir eine
wohnortnahe Versorgung

e die ganztagige offentliche Nutzung von stadtischen Flachen, wie z. B. Schulhdéfen.

3.4. Soziale Bodenpolitik kontra Grundstiicksspekulation

Die Spekulation mit Grundstiicken Iasst die Bodenpreise explodieren. In der aktuellen
Niedrigzinsphase bieten Immobilien und Grundstiicke attraktive Anlagemdglichkeiten,

mit der Folge dramatischer Preissteigerungen. Seit 2015 haben sich die Bodenpreise in Leipzig
vervielfacht. Die Erlose aus dem Verkauf werden von den Eigentimerinnen und Eigentiimern als
leistungsloser Gewinn eingestrichen, wahrend der Neubau bezahlbarer Wohnungen und
Gewerberaume kaum noch moglich ist. Noch verfligt Leipzig lber eigene Flachen, die fir den Bau
bezahlbarer Wohnungen und fir eine soziale Stadtentwicklung genutzt werden kénnen. Flachen im
offentlichen Eigentum missen jedoch 6ffentliches Eigentum bleiben. Sie diirfen nur noch in
Ausnahmefallen im Erbbaurecht an Dritte vergeben werden. Mit dem spekulativen Leerstand des
Bodens lasst sich mittlerweile mehr Geld verdienen als mit der Bebauung von Bauliicken. Um
Spekulationen zu stoppen und die Bodenpreise zu stabilisieren, ist ein Umdenken in der
kommunalen Bodenpolitik notwendig.
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808 Deshalb setzen wir uns ein fur:

809 e eine strategische Liegenschaftspolitik, bei der fir die Entwicklung der 6ffentlichen

810 Daseinsvorsorge bendtigte Flachen frihzeitig angekauft werden

811 e den konsequenten Ankauf von Grundstiicken und Gebauden, die von der Bundesanstalt fir
812 Immobilienaufgaben zum Verkauf gestellt werden

813 e eine Quote von mindestens 50 % Sozialwohnungen mit einer moglichst langen

814 Belegungsbindung beim Neubau von Stadtquartieren

815 e die Forderung einer aktiven Bodenvorratspolitik durch die Bereitstellung eines Leipziger
816 Bodenfonds

817 e einen Verkaufsstopp stadtischer Grundstiicke an private und rein profitorientierte Investoren
818 e die Starkung und den Ausbau offentlicher Beteiligungsprozesse bei der Stadtentwicklung
819 e die Unterstitzung von Non-Profit-Organisationen, wie z. B. dem Mietshauser Syndikat

820 e die Bereitstellung o6ffentlicher Freiflachen fir gemeinnitzige Nachbarschaftsgarten sowie
821 die vertragliche Festschreibung einer garantierten Nutzungsdauer

822 e eine bauliche und soziale Stabilisierung benachteiligter Ortsteile wie Volkmarsdorf oder
823 Schonefeld

824 3.5. Global denken - lokal Handeln

825 Der wachstumsfixierte Kapitalismus erzeugt weltweit vielféltige, sich zuspitzende Krisen. Wir leiten
826 daraus ab, in Leipzig das Motto ,,Global denken - lokal handeln® stérker als bisher mit Leben zu
827 erfillen. Globales Denken heiBt flr uns, gegen die zahlreichen Missstéande und

828 Ausbeutungsstrukturen zu kdmpfen, die der neoliberale Kapitalismus vor allem im globalen Siiden
829 erzeugt und von denen wir - wenngleich unterschiedlich stark - profitieren. Lokales Handeln heif3t
830 flr uns, aus dieser strukturellen Ungerechtigkeit konkrete und lokale politische Konsequenzen zu
831 ziehen. Eine MaBnahme besteht im substanziellen Ausbau lokaler Produktions- und

832 Vertriebsstrukturen, um umweltschadliche Transporte zu verringern und lokale Unternehmen zu
833 starken. Wir begriBen daher die Grindung eines Erndhrungsrats in Leipzig. Weiterhin nehmen wir
834 mit Freude zur Kenntnis, dass Leipzig eines der Zentren der groBer werdenden

835 Postwachstumsbewegung ist. Auch hier werden wir uns kiinftig stérker an Diskussionen beteiligen,
836 die die Uberwindung der kapitalistischen Wachstumsgesellschaft zum Ziel haben. Nachhaltige

837 Stadtentwicklung bedeutet flr uns auch, die Stadt-Umland-Kooperation zu starken, denn

838 Stadtentwicklung hort nicht an den Stadtgrenzen auf.

839 Deshalb setzen wir uns ein fir:

840 e einen eigenen Fordertopf ,,sozial-Okologische Stadtentwicklung®, aus dem entsprechende
841 Initiativen moglichst aufwandsarm Fordermittel beantragen kdnnen

842 e eine kommunale Unterstitzung des Leipziger Erndhrungsrats

843 e eine starkere Regionalisierung von Wirtschafts- und Warenkreisldufen

844 e den Erhalt und die Forderung landwirtschaftlicher Nutzungsflachen, insbesondere den
845 okologischen Landbau im Stadtgebiet

846 e einen besseren OPNV zwischen Leipzig und dem Umland, um den Autopendlerverkehr zu
847 reduzieren

848 e mehr Kooperation mit dem Umland auf Augenhohe, insbesondere beim Hochwasserschutz

849 und im Touristikbereich (Neuseenland).
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4. Fir ein Recht auf Stadt und bezahlbares Wohnen

Wohnen ist bei einem Mieteranteil von knapp 90 Prozent der Bevolkerung derzeit in Leipzig neben
fehlenden Schul- und Kitaplatzen das soziale Hauptthema. Der Wohnungsmarkt ist inzwischen sehr
angespannt und von zwei zentralen Problemen charakterisiert: Erstens finden in verschiedenen
Stadtgebieten signifikante Verdrangungsprozesse (Gentrifizierung) statt, die in wachsendem MaBe
zu sozialen Ausdifferenzierungen (Segregation) fiihren. Zweitens wachst bestandig der Mangel an
bezahlbaren Wohnungen, insbesondere fir einkommensarme Haushalte. Die Leipziger LINKE ist die
Partei der Mieterinnen und Mieter und setzt sich vor allem dafir ein, dass moglichst schnell
preiswerte Wohnungen in allen Stadtteilen bereitgestellt und der Preisanstieg bei
Bestandswohnungsmieten gedampft werden. Wir werden uns gegeniber Bund und Land fir eine
neue Offensive im sozialen Wohnungsbau einsetzen.

Leipzig zahlte in den vergangenen Jahren zu den am schnellsten wachsenden GroBstadten der
Bundesrepublik. Auf Grund der Bevélkerungsprognose ist mit einem Mehrbedarf von zusatzlich
30.000 bis 60.000 Wohnungen bis 2030 zu rechnen. Die Leerstandsquote ist innerhalb der letzten
siebe Jahre von 12 Prozent auf zwei Prozent gesunken. Sollte der Leerstand weiter sinken, droht die
Umzugsmobilitat innerhalb Leipzigs zum Erliegen zu kommen. Allein im Jahr 2017 betrug der
Gesamtumsatz des Leipziger Liegenschaftsmarktes 2,8 Mrd. Euro. Zum Vergleich dazu: im Jahr
2010 waren es ,nur“ 960 Mio. Euro. Der Druck der Immobilienpreise wird weiter die
Angebotsmieten und Bestandsmieten in die Hohe treiben. Zuvorderst trifft das die Mieterinnen und
Mieter dieser Stadt.

4.1. Bezahlbares Wohnen fiir alle!

In den Ballungsrdumen Deutschlands versagen die Marktmechanismen, ausreichenden Wohnraum
zu gewahrleisten. Aus Sicht der LINKEN muss die Stadt Leipzig alles dafir tun, damit Wohnen fiir
alle Leipzigerinnen und Leipziger bezahlbar bleibt. Die Gesamtmietbelastung in Leipzig betragt
durchschnittlich 30 Prozent des Einkommens und ist damit anteilig hoher als in Minchen.
Mieterhhungen bringen somit viele Leipzigerinnen und Leipziger an ihre 6konomischen Grenzen.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

e die konsequente Ausrichtung der gesamten Stadtverwaltung Leipzig, die sich anbahnende
Wohnungsnot entschieden zu bekdmpfen

e die zugige Einflhrung sozialer Erhaltungssatzungen, worin Sozialplane zu integrieren sind

e Kilndigungsschutzklausel-Verordnungen fiir notwendige Stadtgebiete, um die Mieterinnen
und Mietern besser vor Verdrangung und Entmietung zu schitzen

e die umfassende Anwendung einer funktionierenden Mietpreisbremse beim Abschluss von
Mietvertragen

e die jahrliche Anpassung der Kosten der Unterkunft an die reelle Wohnkostenentwicklung

e ceine Clearingstelle zwischen Mieter und Vermieter sowie eine unabhangige,
niedrigschwellige kostenfreie Mieterberatung, die durch die Stadt finanziert wird

e die konsequente Bekampfung von spekulativem Leerstand durch geeignete MaBnahmen wie
die Einflihrung eines Leerstandkatasters sowie GeldbuBen fir Eigentiimer, die Wohnungen
langer als ein Jahr grundlos leer stehen lassen

e kooperative, selbstbestimmte und solidarisch agierende Wohnformen wie z. B. Wagenplatze

e die weitere Einschrankung des Rechts auf Eigenbedarfskindigungen
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e bessere Moglichkeiten des dezentralen Wohnens fiir Asylsuchende und Geflichtete
e die Durchsetzung strikter Verbote von Zweckentfremdungen von Wohnraum.

4.2. Gesellschaftliche Verantwortung der LWB stdarken

Die Leipziger Wohnungsbaugesellschaft ist mit ihren rund 35.000 Wohneinheiten stadtweit das
groBte Wohnungsunternehmen und damit der wichtigste wohnungspolitische Hebel, iber den die
Kommune verfugt. Verkaufsabsichten wie in den 2000er Jahren, auch von Teilbestanden, lehnen wir
kategorisch ab. Wir wollen die LWB weiter stérken und zugleich in die Pflicht nehmen.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

e die Planung der LWB ohne Unternehmensgewinne (kein positives Geschaftsergebnis)

e die Tauglichkeit von 50 Prozent des LWB-Wohnungsbestandes fir Kosten der Unterkunft

e ein Zwangsraumungsmoratorium fur Mieterinnen und Mieter der LWB (Housing-First); in
problematischen Féllen missen samtliche Hilfesysteme herangezogen werden

e die Erweiterung des Wohnungsbestandes auf Gber 40.000 Wohneinheiten; vorrangig soll die
Erweiterung in jenen Stadtbezirken erfolgen, in denen der Anteil der LWB-Wohnungen
derzeit unter flnf Prozent liegt. Fur die Erreichung dieses Zieles soll die Stadt Leipzig die
LWB auch finanzielle unterstutzen.

e dass SanierungsmaBnahmen neben energetischen Effekten auch auf die Senkung der
Bewirtschaftungskosten abzielen; dabei sind die Mieterinnen und Mieter einzubeziehen und
Modernisierungsvereinbarungen mit ihnen abzuschlieBen

e dass der Mieterbeirat einen Sitz im LWB-Aufsichtsrat erhalt, um die Rechte der Mieterinnen
und Mieter zu starken.

4.3. Wohnungsgenossenschaften - wichtige Partner

Die Leipziger LINKE unterstutzt den Genossenschaftsgedanken. Die Wohnungsgenossenschaften
sehen wir als origindre Partner bei der Losung der Wohnungsfrage in Leipzig an. Die Vergangenheit
hat gezeigt, dass die Wohnungsgenossenschaften einen wesentlichen Anteil an der Bereitstellung
von bezahlbaren und attraktiven Wohnungen leisten und weit dariber hinaus Verantwortung fir das
Wohnumfeld nehmen.

Deshalb setzen wir uns ein fur:

e die Institutionalisierung eines regelméaBigen Gedankenaustauschs zwischen
Wohnungsgenossenschaften und Stadtverwaltung

e die intensive Einbindung der Wohnungsgenossenschaften bei der Weiterentwicklung der
sozialen, verkehrlichen und &ffentlichen Infrastruktur in genossenschaftlich gepragten
Wohnquartieren

e die Bereitstellung stadtischer Grundstiicke flir vorrangig gemeinnitzigen
genossenschaftlichen Geschosswohnungsneubau.

4.4. Geschosswohnungsbau ankurbeln

Die kommunalen Einflussmoglichkeiten zur Forderung des lokalen Geschosswohnungsbaus sind im
Gegensatz zum Bund und zum Land uberschaubar. Hier verfolgt die LINKE den Ansatz der
Gemeinnutzigkeit im sozialen Wohnungsbau. Neubau, Sanierungen und Modernisierung mussen auf
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die langfristige Bedarfsdeckung von bezahlbaren Wohnungen fir alle, insbesondere aber fir
Haushalte mit geringem bis mittleren Einkommen angelegt sein.

Deshalb setzen wir uns ein fur:

4.5.

die Préferierung von Geschosswohnungsbau vor Einfamilienhausbau bei der kommunalen
Planung neuer Wohngebiete, da bei gleichem Planungsaufwand deutlich mehr Wohnungen
entstehen und die 6ffentliche Infrastruktur effizient genutzt wird

die Einfihrung eines Wohnbaufldcheninformationssystems zur besseren Aktivierung von
Flachenpotenzialen zur Nachverdichtung

die Unterstiitzung von Bautragern, die mit verminderter Renditeerwartungen ein anderes
Investitionsklima schaffen

die schnellstmdgliche Bearbeitung von Bauantragen fir den Geschosswohnungsbau

die Einrichtung eines gemeinwohlorientierten und revolvierenden Bodenfonds (ein Fonds,
dessen Ressourcen durch die Erlose aus damit finanzierten Projekten aufgefullt werden). In
den Bodenfonds sollen alle nicht unmittelbar der eigenen Aufgabenerfillung dienenden
kommunalen Grundstiicke eingebracht werden (Vorratsgrundsticke). Freigaben und
Neubedarfe von Grundstiicken werden zwischen dem Bodenfonds und den stadtischen
Nutzerressorts am Verkehrswert orientiert verrechnet.

die Vergabe samtlicher kommunale Grundstiicke nach einem Konzeptverfahren in
Erbbaupacht

die intensivere Einbindung der Leipziger Entwicklungs- und Sanierungsgesellschaft zur
kommunalen Grundstiicksentwicklung, damit eingenommene Ertrége in andere kommunale
Bauprojekte reinvestiert werden kénnen

die Renaissance der industriellen Fertigteilbauweise bei mittleren und gréBeren
Wohnungsbauprojekten

die vermehrte Anwendung von stédtebaulichen EntwicklungsmaBnahmen in Gebieten mit
besonderer Bedeutung fur Leipzig.

Standards im Geschosswohnungsbau halten

Leipzig weist eine an vielen Stellen hohe stéadtebauliche Qualitat auf. Dies ist nicht nur
Vermachtnis, sondern Verantwortung zugleich. Mit der anwachsenden Bautatigkeit steigt auch die
kommunale Verantwortung, die Marktmechanismen beim Wohnungsbau zu regulieren. DIE LINKE
setzt sich fir bedarfsorientierten und qualitatsvollen Geschosswohnungsbau ein, der den
Renditeerwartungen des Marktes oftmals entgegensteht.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

deutlich mehr Bauleitverfahren, um die stadtebaulichen Ziele rechtlich sicher

umsetzen zu kdnnen

eine Kooperative Baulandentwicklung bei allen Bebauungsplanen mit
Geschosswohnungsbau mit dem Ziel, sozialen Wohnungsbau in H6he von mindestens 50 %
festzulegen

eine Orientierung der stadtebaulichen Dichte an den Freiflachenbedarfen von Familien und
Kindern

verbindliche Vereinbarungen zu WohnungsgroBen, transferleistungstauglichen Grundrissen
und zu Baugeboten in stadtebaulichen Vertragen
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e die umféangliche Ausschdpfung der sédchsischen Richtlinie zur Férderung der Schaffung von
mietpreis- und belegungsgebundenen Mietwohnungen

e die Erganzung der Landesmittel um einen kommunalen Zuschuss, der die Angebotsmiete bei
Neubauten weiter reduziert

e eine ausreichende stadtische Forderung fir alters- und behindertengerechte Anpassungen
von Wohnungen.

4.6. Kampf gegen Wohnungs- und Obdachlosigkeit

Eine stabile und sichere Unterkunft ist fiir DIE LINKE die Ausgangsbasis zur Losung aller weiteren
individuellen Probleme bei Wohnungs- und Obdachlosigkeit (,,Housing First“). Das Halten bzw. die
Anmietung eigenen Wohnraums muss im Mittelpunkt stehen.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

e die Erweiterung der kommunalen Sozialplanung, um das Thema Wohnungs- und
Obdachlosigkeit und deren umfassende Untersuchung

e einen ,Leipziger Wohnungsnotbericht®, der Daten GUber Rdumungsklagen, Kiindigungen,
Umzugsaufforderungen durch das Jobcenter und tatséachlich erfolgte R&umungen enthalt

e eine stidtische Ubernahme von Mietkautionen/Blirgschaften bei den Féallen, wo das
Jobcenter nicht handelt

e die stabile finanzielle Absicherung jener Trager, die die kommunale Pflichtaufgabe zur
Betreuung und Unterbringung von benachteiligten Gruppen auf den Wohnungsmarkt
ubernehmen

e die zugige Umsetzung weiterer niedrigschwelliger Modellvorhaben fir Wohnungslose und
von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen, um ein langfristiges Wohnen jenseits der
Notunterkunft zu ermdglichen

e die unbedingte Verhinderung von Zwangsraumungen auf die StraBe ohne Bereitstellung
einer angemessenen Notfallwohnung

e mehr kommunale Mittel fir den kurzfristigen Ankauf von dringend benétigten Mietpreis- und
Belegungsbindungen.

5. Fiir eine Mobilitat, die uns allen nutzt

Mobilitat bedeutet fiir DIE LINKE Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Mobil zu sein heiBt fiir uns,
die Orte des Lebens (Arbeit, Schule, Freizeit, Einkauf usw.) mit wenig Aufwand an Zeit, Geld und
Energie gut zu erreichen. Wir wollen den Umweltverbund aus FuBverkehr, Fahrrad und 6ffentlichem
Nahverkehr starken und die Stadt so gestalten, dass niemand mehr auf ein eigenes Auto
angewiesen ist. Im Mittelpunkt steht fir uns deshalb das o6ffentliche Mobilitatsangebot. Mobilitat ist
Daseinsvorsorge!

In den letzten Jahren konnte der Umweltverbund aus OPNV, Rad- und FuBverkehr in Leipzig weiter
an Bedeutung gewinnen. Trotzdem gibt es noch immer einen konstant hohen Anteil an Autoverkehr.
Um unser Ziel von sauberer Luft und leiseren Straen zu erreichen, setzen wir weiterhin auf die
Starkung des Umweltverbundes. Das bedeutet vor allem Kampf um eine auskdmmliche
Finanzierung des 6ffentlichen Personennahverkehrs, Ausbau von Fahrradwegen und endlich eine
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Verbesserung der FuBwege. Mammutprojekte wie den Ausbau des Flughafens zum zentralen
Frachtflughafen der Bundesrepublik werden wir nicht unterstitzen.

5.1. Offentlichen Personennahverkehr stirken

Vorfahrt fur Bus und Bahn - daftr wird DIE LINKE auch kiinftig konsequent streiten. In einer
GroBstadt mit tber 600.000 Einwohnern gibt es dazu keine Alternative, wenn wir Umwelt- und
Lebensqualitat sowie Teilhabe fir alle wollen. Dazu brauchen wir vor allem ein leistungsfahiges,
solide finanziertes Nahverkehrsunternehmen in kommunaler Hand, welches in Netz, Fahrpreis und
Fahrzeugen attraktiv unterwegs ist. Neue Wege der Finanzierung missen nach jahrelangen
Diskussionen und Untersuchungen nun auch endlich in Angriff genommen werden. Neben der
Einforderung der Verantwortung von Bund und Land muss auch die Stadt selbst zuséatzliches Geld,
uber die Querfinanzierung durch die LVV hinaus, bereitstellen.

Deshalb setzen wir uns ein fur:

e ein solidarisch finanziertes Burgerticket, das allerdings durch einen entsprechenden
Birgerentscheid legitimiert werden sollte

e eine kostenlose OPNV-Nutzung fiir alle unter 18 Jahren und von Altersarmut betroffene
Seniorinnen und Senioren ab 70 Jahren, um ihnen ein autofreies Leben zu ermdglichen

e eine Umgestaltung des Hauptbahnhofsvorplatzes mit Vorrang fiir StraBenbahn und
FuBganger

e die Erweiterung des StraBenbahnnetzes bis an die Stadtréander

e eine bessere OPNV-Anbindung der Ortsteile, neuer Wohngebiete und touristischer Ziele, z.
B. durch Verlangerung der Linien 11 und 9

e eine dichtere Taktung von StraBenbahnen und Bussen

e den Ausbau des Busnetzes fir eine bessere Anbindung von Wohnquartieren

e eine schrittweise Umrustung der Busflotte auf Elektromobilitat

e den Erhalt und die Preisstabilitat der LeipzigPass-Mobilcard

e die Sicherung stabiler, solider Finanzierungsgrundlagen fiir den OPNV, insbesondere fiir
einen auskdmmlichen Verkehrsleistungsfinanzierungsvertrag

e autofreie Sonntage im Stadtgebiet und gleichzeitige kostenlose Nutzung des OPNV

e die Erstattung von Bahn- und Bustickets durch den Einzelhandel, anstelle von Rabatten auf
Parkgebihren.

5.2. FuBverkehr fordern

Zu FuB unterwegs zu sein, ist gesund und umweltfreundlich. FuBgénger beleben den 6ffentlichen
Raum, sie befordern die Attraktivitat der GroBstadt ebenso wie subjektives Sicherheitsempfinden.
In einer dicht bebauten, kompakten Stadt wird der FuBverkehr zunehmend ein wichtiger Teil der
Mobilitat. Leider ist der Anteil der Wege, die zu FuB bewaltigt werden, in den letzten Jahren
zuriickgegangen. Offensichtlich gibt es Hindernisse und Bedingungen, die das Zu-FuB-Gehen
unattraktiv machen, so steht z. B. die Forderung nach breiten FuBwegen oft in Konkurrenz mit dem
Bedarf nach Stellplatzen. FuBganger sind die ,,schwéachsten® Verkehrsteilnehmer und im
offentlichen Raum vielfach besonders benachteiligt. Fir sie gibt es in groBen Teilen Nachholbedarf,
seien es die FuBwege selbst oder auch kombinierte FuB-/Radwege oder StraBenquerungen. Dabei
gibt es gute Griinde, den FuBverkehr zu befdérdern, sei es personliches Wohlbefinden oder die
Vermeidung von Larm und Schadstoffen oder die kostengunstigere Infrastruktur.
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Deshalb setzen wir uns ein fur:

5.3.

die weitere Umsetzung des Konzeptes ,Stadt der kurzen Wege*

die Erstellung einer kommunalen FuBverkehrsstrategie (inkl. Zebrastreifenprogramm fur
neue, sichere FuBgangeriberwege)

die Umsetzung des Leipziger FuBwegesanierungsprogramms und die Einstellung
ausreichender finanzieller Mittel in die jeweiligen Haushaltsplanungen

die Vernetzung von FuBwegen zwischen wichtigen Zielen und Einrichtungen,

eine gute Begehbarkeit der FuBwege auch fir Menschen mit Behinderungen und die
Beseitigung von Stolperquellen

die Gewahrleistung der Nutzbarkeit der Wege zu allen Tages- und Jahreszeiten durch
ausreichende Beleuchtung und zuverlassigen Winterdienst

das Eindammen von Falschparken auf FuBwegen, z. B. durch verstarkte Kontrollen
ein besseres Miteinander von FuBgangern und Radfahrern

die konsequente Entflechtung von FuB- und Radverkehr, insbesondere in den
Kreuzungsbereichen

die Entscharfung von Baustellensituationen fiir FuBgéanger

die Schaffung von Méglichkeiten zum Verweilen auf Banken und an FuBwegen in
Griinanlagen

eine gute Zu-FuB-Erreichbarkeit des OPNV

die Verbesserung der StraBeniiberquerungsméglichkeiten, z. B. beim Uberqueren des
Innenstadtrings in einer Ampelphase

die konsequente Beachtung des Blindenleitsystems

eine Schaffung von Orientierungshilfen wie Wegweisungen oder FuBgéngerstadtplane.

Radverkehr ausbauen

Das Fahrrad ist inzwischen tber 200 Jahre alt und ist trotzdem eines der modernsten
Verkehrsmittel im 21. Jahrhundert. Es ist leise, gesundheitsférdernd und in einer kompakten Stadt
wie Leipzig ein ideales Fortbewegungsmittel. Fiir DIE LINKE Leipzig gehort das Fahrrad zum
unverzichtbaren Teil des Umweltverbundes. Leider ist der Anteil des Radverkehrs in den letzten
Jahren nur leicht gestiegen, das ist vor allem den wenigen Investitionen in die Radinfrastruktur
geschuldet. Noch immer weist das Hauptwegenetz groBe Licken auf, die es zu schlieBen gilt.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

die Bereitstellung von mindestens 15 Prozent der StraBenbauinvestitionen fir die Férderung
des Radverkehrs

die Erweiterung der Radfahrspuren auf allen HauptstraBen

die konsequente LickenschlieBung von Fahrradwegen, insbesondere um den Leipziger
Innenstadtring

die Schaffung von mehr Fahrradschutzstreifen, vor allem in den Ortschaften

die Einddmmung des Falschparkens auf Radwegen durch verstarkte Kontrollen, z. B. auf der
Karl-Liebknecht-StraBe

eine kommunale Férderung von Elektro- und Lastenradern

mehr Fahrradabstellmdglichkeiten und die Schaffung von Fahrradgaragen

einen zuverlassigen Winterdienst auf starkfrequentierten Radwegen

die freizeitsportgeméBe Ertlchtigung der Radwege.
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5.4. Autoverkehr vermeiden

Mit zunehmendem Bevdlkerungswachstum wéachst auch die Zahl der PKW in Leipzig. Schon heute
stoBt das vorhandene StraBennetz an seine Kapazitdtsgrenzen. Die HauptverkehrsstraBen sind
dreckig und laut. Gerade einkommensschwache Haushalte leben an diesen HauptstraBen und
leiden an den gesundheitlichen Folgen von Larm und Dreck. Leipzig ist eine Grinderzeitstadt und
hat nur eingeschrankten Platz im 6ffentlichen Raum, welcher allen zur Verfligung stehen sollte. Um
das Verkehrschaos dennoch zu vermeiden, ist DIE LINKE davon Uberzeugt, dass eine Reduzierung
des motorisierten Individualverkehrs im Vordergrund der Politik stehen muss. Davon wirden vor
allem die profitieren, die auf das Auto angewiesen sind, z. B. Handwerker, soziale Dienste und
Taxen.

Deshalb setzen wir uns ein fur:

e die Starkung von Carsharing und die Ausweisung von Carsharing-Stellplatzen im
offentlichen Raum

e die Weiterentwicklung der autoarmen Innenstadt und den Verzicht auf die Ausweitung der
Einfahrtgenehmigungen

e innovative Konzepte zur Verkehrsberuhigung in Wohnvierteln, z. B. durch Sackgassen- und
EinbahnstraBensysteme

e Ldsungen der Parkplatznot in den Wohngebieten, u. a. durch konsequentes Einrichten von
Anwohnerparkplatzen

e den konsequenten Ausbau des Park-and-Ride-Systems

e die Sanierung der vorhandenen StraBen statt Neubau

e die Ausweitung von Geschwindigkeitsfestsetzungen auf 30 km/h auch auf HauptstraBen

e die Durchsetzung eines LKW-Durchfahrtsverbotes sofern es keine Ziele innerhalb der Stadt

gibt

e die Prufung neuer logistischer Moglichkeiten fir die Belieferung der Handelseinrichtungen in
der City

e eine Unterstutzung der mittelstdndischen Unternehmen bei der mittelfristigen Umstellung
auf E-Autos

e die konsequente Umsetzung des Stadtentwicklungsplans Verkehr und 6ffentlicher Raum.

6. Wir alle sind Leipzig - Fiir eine aktive Biirgerstadt

Leipzig hat eine Uber 1000 Jahre alte, wechselvolle Geschichte. Diese ist fiir die Leipzigerinnen und
Leipziger identitatsstiftend. Unsere Stadt hat sich in den vergangenen Jahrhunderten als weltoffene
Birgerstadt entwickelt, die tolerant, friedlich, engagiert und auch aufmupfig ist. Diese Traditionen
gilt es zu bewahren und weiterzufihren. Gerade Leipzigs Vielfalt ist eine Chance fir Integration und
ein friedliches Zusammenleben in der wachsenden Stadt.DIE LINKE setzt sich daflir ein, allen
Menschen eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermdglichen, insbesondere jenen, die aus
ihrem Herkunftsland fliichten mussten. DIE LINKE pflegt eine aufgeschlossene Willkommenskultur.
Wir verstehen uns als konsequent weltoffene und tolerante Partei.

In Leipzig beteiligen sich die Burgerinnen und Birger aktiv an der Gestaltung des stadtischen
Lebens. Ein Blrgerentscheid hatte seinerzeit den Verkauf der kommunalen Stadtwerke verhindert,
Birgervereine und Initiativen setzen sich fur die vielfaltigsten Belange in ihren Ortsteilen ein.

Fir eine moglichst breite Blrgerbeteiligung muss es noch bessere Rahmenbedingungen geben. Auf
Landesebene fordert DIE LINKE deshalb die Herabsetzung des Wahlalters in Kommunen auf 16
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Jahre, wie es in anderen Bundeslandern selbstverstandlich ist. Das Kommunalwahlrecht soll auf
Landes- und Bundesebene auch fur lange hier lebende Menschen ohne deutschen Pass eingefuhrt
werden. Das hohe Quorum flr Burgerentscheide soll in Sachsen deutlich gesenkt werden.

6.1. Stadtgesellschaft lebt von der Mitwirkung der Biirger — auch im digitalen Zeitalter

Von demokratischer Teilhabe lebt die Stadtgesellschaft. Das ist in Leipzig gute Tradition und das hat
in einer wachsenden Stadt auch gute Perspektiven.

Deshalb setzen wir uns ein fur:

e die Durchfihrung von Burgerentscheiden zu politisch bedeutsamen Fragen wie die
Einfiihrung des fahrscheinlosen OPNV oder die Entscheidung {iber ein Freiheits- und
Einheitsdenkmal in Leipzig

e die Aufwertung der Stadtbezirksbeirdte zu Ortschaftsraten, die von den Burgerinnen und
Burgern direkt gewahlt werden und tber konkrete Mitbestimmungsrechte verfligen

e die verbindliche Berlicksichtigung von Belangen der Ortschaftsrate im Stadtrat

e eine angemessene und wirksame Budgetverwaltung fur Stadtbezirksbeirate bei
Stadtteilvorhaben

e die Einfihrung eines funktionsfahigen und verbindlichen Birgerhaushaltes und eines
offentlich nachvollziehbaren Haushaltsrechners

e flr eine transparente und birgerfreundliche Informationspolitik der Stadtverwaltung

Die Zahl der in Leipzig lebenden Migrantinnen und Migranten wachst. Aber nicht nur

Gefluchtete, sondern vor allem Menschen aus EU-Staaten und Familienangehdrige von

bereits hier lebenden Migrantinnen und Migranten finden den Weg in die Stadt, um hier zu leben.
Diese Entwicklung stellt sowohl Chance als Herausforderung dar. Dabei missen Barrieren und
Hemmnisse abgebaut werden, um ein friedliches, vielféltiges Zusammenleben aller Menschen in der
Stadt zu ermdglichen.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

e die weitere Starkung des Migrantenbeirats und die Schaffung der Moglichkeit der direkten
Wahl der Mitglieder des Beirats

e die Forderung, Vernetzung und Qualifizierung von Selbstorganisationen, interkulturellen
Vereinen und (Ehrenamts)Initiativen der Geflichteten-Unterstiitzung

e die Starkung und Forderung von Beratungsstellen, die im Bereich der Antidiskriminierung,
des Antirassismus und der Unterstitzung von Opfern rechter Gewalt arbeiten

e den konsequenten Einsatz der Stadt Leipzig gegen Antisemtisismus, Rassismus und anderen
Formen der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit durch 6ffentliche Positionierung
sowie die Férderung von zivilgesellschaftlichen Projekten.

Die Digitalisierung erfasst immer mehr individuelle Lebensbereiche. Fir einen GroBteil der
Menschen bringt die Digitalisierung Erleichterungen im Alltag, andere jedoch - insbesondere &ltere
Menschen - kdnnen mit ihr kaum Schritt halten. Das Konzept der Smart City birgt dariiber hinaus
die Gefahr, das urbane Alltagsleben immer mehr technokratisch zu beeinflussen oder den
Datenschutz auszuhdhlen.
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Deshalb setzen wir uns ein fur:

e Dbarrierefreiere Online-Zugéange zur Stadtverwaltung, auch fiir Menschen mit geringen
technischen und sprachlichen Kenntnissen

e ein kostenloses WLAN im gesamten Leipziger Stadtgebiet

e einen politisch verbindlichen Leitfaden zur digitalen Transformation der Stadt Leipzig

e den Aufbau lokaler und dezentralisierter Online-Dienste und Apps gegen die Abhangigkeit
von marktbeherrschenden Technologieunternehmen

e Stadtezusammenschlisse zur Realisierung digitaler Blrgerprojekt.

6.2. Leipzig schreibt lebendige Geschichte

DIE LINKE ist den historisch gewachsenen demokratischen Traditionen unserer Stadt, insbesondere
der Geschichte der Arbeiterbewegung, der Frauenbewegung, der Turn- und Sportbewegung und der
Entwicklung der Kleingartenvereine verpflichtet. Die revolutiondren sozialdemokratischen
Traditionen in unserer Stadt wollen wir durch ein angemessenes Andenken an ihre Mitbegriinder
August Bebel und Wilhelm Liebknecht ehren.

Das Andenken an den vielféltigen Widerstand gegen das Naziregime verpflichtet uns besonders in
der heutigen Zeit. Gerade angesichts der rechtspopulistischen Verharmlosung der Verbrechen des
Faschismus wollen wir Orte des Gedenkens an Strukturen und Opfer, aber auch an den
antifaschistischen Widerstand starker betonen.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

e die Forderung von generationsubergreifender Geschichtsarbeit, bei denen die Aufarbeitung
des Faschismus im Mittelpunkt steht
e eine eigene Erinnerungskultur an die Opfer rechter Gewalt der Gegenwart.

Der Umgang mit Gedenk- und Erinnerungsorten sowie die Benennung von StraBen, Platzen und
Schulen sind ein wichtiger Gegenstand identitatsstiftender Erinnerungskultur. Geschichte ist so
nicht nur in den Museen, sondern im gesamten Stadtbild erlebbar. Unsere Stadt braucht diese Orte,
um lebendig zu sein. Dabei ist Stadtgeschichte nicht allein die Geschichte der historischen
Kernstadt. Sie ist auch die Geschichte der Stadt- und Ortsteile, die im Kontext zur Gesamtstadt
steht.

DIE LINKE setzt sich fiir eine Betrachtung der Vergangenheit aus verschiedenen Perspektiven und
fur eine offene Diskussion historischer Fragen ein. Einseitige Sichtweisen und verordnete
Gedachtnisse haben es langst verdient, pluraler Erinnerungskultur zu weichen. Das gilt besonders
fur die Systemumbruch von 1989, der nun dreiBig Jahre zuriickliegt. Die Zahl derjenigen wéachst, die
keine eigene Erinnerung mehr damit verbinden. Es ist endlich an der Zeit, dass Burgerinnen und
Birger selbst Uber ein Einheits- und Freiheitsdenkmal in Leipzig entscheiden. Dafiir setzen wir uns
weiterhin ein.

6.3. Kultur auf allen Ebenen

Das wertvolle und in seiner Vielfalt einmalige Kulturleben Leipzigs muss erhalten und entwickelt
werden. Dazu sollen Verlasslichkeit und hinreichende Zuschusse fur die Stabilitdt bewahrter
Strukturen im Bereich der Eigenbetriebe Kultur sorgen.
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Deshalb setzen wir uns ein fur:

e eine stabile Zuschussvereinbarung der Stadt Leipzig mit ihren Eigenbetrieben Kultur

e die finanzielle Absicherung der stadtischen Kultureinrichtungen

e die Vertiefung der Zusammenarbeit der groBen Hauser mit Schulen, Bildungseinrichtungen
und der Freien Szene

e sozialvertréagliche Eintrittspreise

e die Verbesserung der Arbeitsbedingungen der Beschaftigten in den Subunternehmen der
Eigenbetriebe Kultur (z. B. Garderobe, Sicherheitspersonal)

e eine Verdopplung des Etats fir die Freie Szene und eine dynamische Erhohung dieses Etats
um jahrlich finf Prozent.

Das Schwerpunktthema kulturelle und dsthetische Bildung muss weiterentwickelt werden. Kinder
und Jugendliche brauchen Teilhabe an Kultur. Ohne sie fehlen ihnen wichtige Kompetenzen. Das
kann nicht nur einer gleichberechtigten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben entgegenwirken,
sondern begunstigt letztlich sogar Ausgrenzung. Deswegen muss Kultur allen moglichst Gberall in
der Stadt zuganglich gemacht werden.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

e freien Eintritt fir alle Dauerausstellungen der stadtischen Museen

e die Einrichtung eines zusétzlichen Budgets und eine spezifische Fachforderrichtlinie fur die
Zusammenarbeit von Freien Kulturakteurinnen und -akteuren mit Bildungseinrichtungen wie
Kitas, Schulen und Horten

e die Umsetzung der Richtlinie Kunst am Bau bei allen kommunalen Bauvorhaben, besonders
bei Schulen und Kitas

e die Umsetzung einer Strategie fir Kunst im 6ffentlichen Raum

e kulturelle Vielfalt als Bereicherung fir unsere Stadtgesellschaft

e den Ausbau von kulturellen Bildungs- und Vermittlungsangeboten, einschlieBlich der
entsprechenden Honorare fir die unterschiedlichen Zielgruppen unserer zunehmend
diversen Stadtgesellschaft sowie die Starkung und Forderung von kulturellen Vorhaben von
Migrantinnen und Migranten

e die Weiterbildung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern kommunaler Einrichtungen und
Tochtergesellschaften im Bereich interkulturelle Kompetenz.

Um kulturelle Vielfalt zu sichern, brauchen Kulturschaffende Rdume. Diese werden in Leipzig aber
zunehmend knapp und teuer. Stadteigene Gebdude sollen je nach aktuellem und langfristigem
Bedarf kulturell weiter genutzt werden. Dazu zéhlen auch leerstehende Gebdude wie ehemalige
Gemeindeamter, Rathduser und Bibliotheken. Diese missen dazu in stadtischer Hand bleiben.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

e Dbeteiligungsorientierte und nachbarschaftsorientierte Konzepte wie die Nutzung des ,,Kinos
der Jugend“ als Soziokulturelles Zentrum und der ,,Ostwache® als Raum fir Kulturschaffende

e einen MaBnahmeplan, um preiswerte Atelier- und Probenrdume langfristig in Leipzig zu
sichern

e ein Konzept zur Umnutzung von kommunalen Geb&uden in Atelierrdume, um Leipzig als
Kunstort zu erhalten und die Unterstitzung von Kinstlerinnen und Kinstlern bei der
Raumsuche



1260
1261
1262
1263
1264

1265
1266
1267
1268
1269
1270

1271

1272
1273
1274
1275
1276
1277
1278
1279
1280

1281
1282
1283
1284
1285
1286
1287
1288

1289

1290
1291
1292
1293
1294
1295

1296

1297
1298
1299
1300

KWP 2019 - Die Stadt gehért allen! 39

e die Sanierung des Bandhaus 2.0 der Bandcommunity, um mehr Proberdume zu schaffen und
Schaden am Gebaude zu verhindern.

e die Unterstltzung bei der Realisierung eines Filmkunsthauses, um Filmkunst langfristig in
Leipzig zu sichern

e die finanzielle Absicherung des traditionsreichen DOK-Filmfestivals.

Fir DIE LINKE heiBt Digitalisierung vor allem auch Medienbildung. Wir brauchen dafur
padagogische Konzepte und die entsprechende Ausstattung von Schulen und kulturellen
Einrichtungen. Wir wollen digital erlebbare Museen. Die Volkshochschule und die stadtischen
Bibliotheken sollen an dieser Entwicklung beteiligt werden und Weiterbildungen speziell fur
Padagoginnen und Padagogen anbieten. In der wachsenden Stadt missen wir die Bibliotheken
erhalten. Denn eine Gesellschaft ohne Bibliotheken hat keine Zukunft.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

e die Digitalisierung des Bestandes der Museen

e ein Nutzungskonzept eCulture

e den Ausbau der Stadtteilbibliotheken in Paunsdorf, Schonefeld, am Runkiplatz und in der
Sldvorstadt nach dem Vorbild der Georg-Maurer-Bibliothek in Plagwitz

e den Erhalt der Bibliothek in Holzhausen

e die Ausstattung der Bibliotheken durch digitale Angebote und
die Forderung von E-Learning

e die Aufstockung des Medienetats und die Absicherung des Personals inklusive der
Medienpadagogik.

Mit dem Bildungszentrum Grinau werden Stadtteilbibliotheken und Birgeramt zentralisiert. Wir
setzen uns fir eine auskdmmliche finanzielle Untersetzung des Bildungszentrums ein, damit in
Grinau ein Ort der Kultur und Bildung bestehen bleibt.In der Volkshochschule und der Musikschule
mussen dringend die Honorare der Dozentinnen und Dozenten angepasst werden, um eine faire
Bezahlung abzusichern. Burokratische Hurden fur einen Mehrverdienst freier Mitarbeiter missen
dabei reduziert werden. AuBerdem sollen moglichst viele Honorarstellen in feste Stellen
umgewandelt werden. Seit langem fordern wir ein Sportmuseum. In der kommenden Wahlperiode
muss der Plan dazu endlich umgesetzt werden.

6.4. Fiir eine sportliche Zukunft - von der Breite bis zur Spitze

Fast dreiviertel aller Leipzigerinnen und Leipziger sind sportlich aktiv, davon sind etwa
hunderttausend als Mitglieder in Leipziger Sportvereinen organisiert. In der wachsenden Stadt
steigen auch die Anforderungen an den organisierten und individuellen Sport. Deshalb stehen wir
fur die weitere Erttichtigung der Sportinfrastruktur in Leipzig. Die dafir im Sportprogramm 2024
und im Integrierten Stadtentwicklungskonzept ,Leipzig 2030“ (INSEK) vorgesehenen MaBnahmen
mussen finanziell untersetzt werden.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

e den Neubau einer wettkampfgeeigneten Sporthalle in Bohlitz-Ehrenberg

e den Neubau von Sportplatzanlagen, insbesondere in den Stadtbezirken Ost, West, Nord und
Sid

e den Neubau mindestens einer Schwimmbhalle, bevorzugt im Stadtbezirk Sud
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die weitere Sanierung Leipziger Sportstatten (insbesondere der Radrennbahn, der Anlagen
im Stadion des Friedens, im Alfred-Kunze-Sportpark, im Bruno-Plache-Stadion und auf der
Sportanlage TeichstraBe)

Neubau und Ertiichtigung von Sport- und Freizeitanlagen im &ffentlichen Raum, so
wohnortnahe Bolzplatze, Skateboard-, Boulder- und Bike-Anlagen sowie Trimm-dich-Pfade
und Spielangebote

MaBnahmen, die eine langere Nutzung von Sportplatzanlagen ermdéglichen wie
Kunstrasenplatze und Beleuchtungsanlagen

die freizeitsportgemaBe Ertlchtigung der Bodenbeldge sowie die Erweiterung der
Radewegeverbindungen, einschlieBlich LickenschlieBung

eine bessere personelle Begleitung der Sportvereine bei baulichen Investitionen durch die
Verwaltung

eine angemessene und dem jeweiligen Bedarf angepasste Forderung der Pachtvereine zur
Unterhaltung und Ertlichtigung der Sportflachen

mehr Hallen- und Platzwarte auf den Leipziger Sportanlagen durch Schaffung von

30 festen Stellen.

Zur Sportstadt Leipzig gehort ein leistungsfahiger Spitzensport. Deshalb setzen wir uns ein fir:

den Erhalt des Olympiastutzpunktes in Leipzig
die Sicherung der Trainingsstatten fur den Hochleistungssport, insbesondere den
Schwimmsport

Die Voraussetzungen fur Spitzenleistungen im Hochleistungssport werden im Schul- und
Breitensport geschaffen. Vom Kleinkindalter an ist Sport eine wichtige Basis fir ein gesundes
Leben.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

die infrastrukturelle Gewahrleistung und Absicherung des lehrplangerechten Schulsports
mehr Bewegungsangebote fir Kleinkinder und Kinder in Kitas, Schulhorten und
Sportvereinen

geforderte Kooperationen zwischen (Grund-)Schulen, Kitas und Sportvereinen

die Nutzung der Schulsportinfrastruktur durch den organisierten Sport und Offnung fiir
nichtorganisierten Freizeitsport

die Weiterentwicklung der Kooperationen zwischen den Leipziger Hochschuleinrichtungen
und den Leipziger Sportvereinen.

Sport verbindet. Er bietet Moglichkeiten und Chancen fir Integration und ein faires Miteinander.

Deshalb setzen wir uns ein fir:

ein besser gefordertes Ehrenamt in den Leipziger Sportvereinen u. a. angesichts der
Herausforderungen von Integration und Inklusion

den Abbau von Barrieren, die den Zugang zum Leipziger Sport beispielsweise flir
Migrantinnen und Migranten sowie fur Menschen mit Behinderungen erschweren.
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6.5. Moderne und biirgernahe Verwaltung

Den Anforderungen einer wachsenden Stadt in einer zunehmend digitalisierten Welt muss sich auch
die Leipziger Stadtverwaltung stellen. Die Entwicklung der Verwaltung muss dem realen Wachstum
der Stadt entsprechen. Die Personalvorgaben des Freistaats, die diese Fakten nicht
beriicksichtigen, kdnnen dafir keine Grundlage sein. Standige Mehrarbeit, Arbeitsverdichtung und
Uberlastung des Personals kénnen nicht langer hingenommen werden. Denn zufriedene
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind nicht nur zufriedene Burgerinnen und Blrger, sie sorgen auch
fur zufriedene Burgerinnen und Burger.

Deshalb setzen wir uns ein fur:

e die solide Ermittlung des kinftigen Personalbedarfs

e ein modernes Personalentwicklungskonzept, das die Attraktivitat der stadtischen
Arbeitsplatze erhoht

e eine offensive Personalgewinnung in Bereichen, wo akuter Personalmangel herrscht

e die nahtlose Wiederbesetzung freiwerdender Stellen

e ein Nachfolgemanagement fur Aufgaben mit besonderen Qualifikationen und
Erfahrungswissen

e die Nutzung moderner digitaler Technik nicht fir die Streichung von Stellen, sondern als
Chance fur bessere Arbeitsbedingungen und hochwertige Dienstleistungen

e eine moderne IT-Steuerung zur schnelleren, transparenteren und burgerfreundlicheren
Gestaltung von Verwaltungsvorgangen

e einen stadtischen Betriebskindergarten

e die Starkung des betrieblichen Gesundheitsmanagements

e die Starkung der kommunalen Ansprechpartner vor Ort, vor allem der Blirgeramter

Die zunehmende Internationalitat unserer Stadt stellt auch in der Verwaltung das Personal vor
groBe Herausforderungen. Um diese zu meistern und um Migrantinnen und Migranten besser
einzubeziehen, setzen wir uns ein fir:

e die wirksame Umsetzung der MaBnahmen zur Integration und Teilhabe von Migrantinnen
und Migranten

e einen hoheren Anteil von Migrantinnen und Migranten in verantwortlichen Positionen der
Stadtverwaltung

e die gezielte Gewinnung von Auszubildenden mit Migrationshintergrund fir
Ausbildungsberufe innerhalb der Stadtverwaltung

e den Einsatz von Sprachmittlerinnen und Sprachmittlern im Gesundheitswesen, in Behdrden,
Amtern und Bildungseinrichtungen

e FortbildungsmaBnahmen fir Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter und
Padagoginnen und Padagogen zum Erwerb interkultureller Kompetenz.

Liebe Leipzigerinnen, liebe Leipziger,

vielen Dank fiur Ihr Interesse am Kommunalwahlprogramm der LINKEN. Wie eingangs schon erwahnt, bilden
diese Aussagen auch das Arbeitsprogramm der Fraktion DIE LINKE im neuen Stadtrat. Es ist inhaltlich
anspruchsvoll und zugleich realistisch. Es zeigt klare Perspektiven fiir unsere Stadt in den nachsten fiinf
Jahren. Daher mdchten wir mit Ihnen nicht nur in der vergleichsweise kurzen Wahlkampfzeit, sondern auch
danach im Dialog bleiben, um Sie davon zu iberzeugen:

DIE LINKE ist eine Partei fiir den Alltag, nicht nur fiir den Wahltag.



42 I Impressum

Materialienheft 1 zur 3. Tagung des 6. Stadtparteitages
von DIE LINKE. Leipzig am 16. Februar 2019

Impressum

Herausgeberin: DIE LINKE. Leipzig
Liebknecht-Haus
BraustraBe 15
04107 Leipzig

Satz: Kay Kamieth

Redaktionsschluss: 22.01.2019



	Materialien
	Inhaltsverzeichnis
	Vorläufige Tagesordnung
	Vorläufiger Zeitplan
	Geschäftsordnung
	Wahlordnung
	Die Stadt gehört allen!
	Präambel
	1. Für eine sozial-ökologische Wirtschaft und gute Arbeit
	1.1. Gute Arbeit – gute Löhne, qualifizierte und zukunftsfähige Ausbildung, prekäre Beschäftigung zurückdrängen
	1.2. Wirtschaftliche Entwicklung stabilisieren und für alle nutzen
	1.3. Solide kommunale Unternehmen als Garanten zuverlässiger Infrastruktur und Daseinsvorsorge
	1.4. Zukunft finanzieren durch solides Haushalten

	2. Für soziale Gerechtigkeit und selbstbestimmtes Leben
	2.1. Stadtgesellschaft sozial und gerecht
	2.2. Unsere Zukunft – Kinder und Jugendliche
	2.2.1. Eine gute Kita-Betreuung für alle Kinder
	2.2.2. Für gute Schule und Bildung
	2.2.3. Umfassende Unterstützung und Förderung von Familie, Kindern und Jugendlichen

	2.3. In Leipzig studieren und forschen
	2.4. Würdevolles Leben und Teilhabe im Alter
	2.5. Gleichstellung aller Geschlechter
	2.6. Inklusives Denken und Handeln fördern
	2.7. Für eine stabile medizinische Versorgung und gute Pflege
	2.8. Öffentliche und persönliche Sicherheit durch Prävention

	3. Für eine nachhaltige Stadtentwicklung
	3.1. Für eine zügige und soziale Energiewende und klimagerechte Stadtentwicklung
	3.2. Leben in einer Grünen Stadt
	3.3. Freiräume erhalten und Bauflächen verantwortungsvoll nutzen
	3.4. Soziale Bodenpolitik kontra Grundstücksspekulation
	3.5. Global denken – lokal Handeln

	4. Für ein Recht auf Stadt und bezahlbares Wohnen
	4.1. Bezahlbares Wohnen für alle!
	4.2. Gesellschaftliche Verantwortung der LWB stärken
	4.3. Wohnungsgenossenschaften – wichtige Partner
	4.4. Geschosswohnungsbau ankurbeln
	4.5. Standards im Geschosswohnungsbau halten
	4.6. Kampf gegen Wohnungs- und Obdachlosigkeit

	5. Für eine Mobilität, die uns allen nutzt
	5.1. Öffentlichen Personennahverkehr stärken
	5.2. Fußverkehr fördern
	5.3. Radverkehr ausbauen
	5.4. Autoverkehr vermeiden

	6. Wir alle sind Leipzig – Für eine aktive Bürgerstadt
	6.1. Stadtgesellschaft lebt von der Mitwirkung der Bürger – auch im digitalen Zeitalter
	6.2. Leipzig schreibt lebendige Geschichte
	6.3. Kultur auf allen Ebenen
	6.4. Für eine sportliche Zukunft – von der Breite bis zur Spitze
	6.5. Moderne und bürgernahe Verwaltung


	Impressum

